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Forschung zur Humanisierung des Arbeitslebens 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für Forschung und Technologie, Dr. 
Probst, hat mit Schreiben vom 21. Dezember 1988 die Große Anfrage namens der Bundesregierung 
wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

Die Bundesregierung fördert im Programm „Arbeit 
und Technik" Forschung und Entwicklung der Gestal-
tung und Organisation von Arbeit und Technik mit 
dem Ziel, diese 

— dem Menschen gerecht, 

— seine Gesundheit schützend und fördernd, 

— zugleich innovativ und wirtschaftlich 

einzusetzen und anzuwenden. 

Damit wird der Auftrag des Gesetzgebers zu einer 
menschengerechten Gestaltung der Arbeit (§§ 90, 91 
BetrVG) und zu einem zeitgemäßen, gesundheitssi-
chernden Arbeitsschutz durch Forschung gefördert. 
Sie stehen unter den Geboten des Grundgesetzes zur 
Sicherung der Menschenwürde, des Rechtes der Men-
schen auf Leben und körperliche Unversehrtheit, aber 
auch auf freie Entfaltung der Persönlichkeit. 

Diese Zielvorstellungen leiten Arbeitsgesetzgebung, 
das Recht des Tarifvertrages und der Bet riebs- und 
Dienstvereinbarungen. Dieser umfassende Anspruch 
auf Geltung der Menschenrechte. im Arbeitsleben 
zeichnet die Bundesrepublik Deutschland als sozialer 
Rechtsstaat aus. 

Mit dem Programm „Arbeit und Technik" soll das seit 
1974 von der Bundesregierung geförderte Programm 
„Forschung zur Humanisierung des Arbeitslebens" 
HdA-Programm abgelöst, in wichtigen Aspekten wei-
tergeführt und mit neuen Inhalten angereichert wer-
den. Sie werden sich vor allem auf einen umfassenden 
Innovationsbegriff und auf eine stärkere Herausstel-
lung der Prävention beziehen. 

Die mit dem Programm „Arbeit und Technik" ange-
sprochene Förderung von Forschung und Entwicklung 
geht mit der ständigen Änderung von Technik und Ar-
beitsorganisation einher. Sie setzt in Feldern ein, wo 
eine vorrangig an technischen und ökonomischen Zie-
len orientierte Forschung und Entwicklung zu Proble-
men führt, zu denen Bet riebe, Verwaltungen, Ver-
bände und Institutionen nicht aus eigener Kraft ange-
messene und wissenschaftlich abgesicherte Lösungen 
finden können. 

Für die im Mittelpunkt des Programms stehenden 
Menschen werden Schutz der Gesundheit durch Ab-
bau bzw. Vermeidung gefährdender Arbeitsbedingun-
gen oder -stoffe sowie Entfaltung der Persönlichkeit in 
der Arbeit dié wesentlichen Ziele sein. 
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Das Förderprogramm soll auch Chancen zur Entwick-
lung und Erprobung von innovativen Gestaltungskon-
zepten in den Bereichen Produktion und Verwaltung 
bieten, die menschengerecht und wirtschaftlich zu-
gleich sind. 

Die Tarifvertragsparteien werden am Prozeß der Pro-
grammkonzipierung und -durchführung eng beteiligt, 
da sie wesentlichen Einfluß auf die Gestaltung der Ar-
beitsbedingungen haben. 

Bei den zukünftigen Aktivitäten werden die Be-
schlüsse des Deutschen Bundestages zum Haushalt 
1988 und 1989 mit seinen umfangmäßigen wie inhalt-
lich begrenzenden Vorgaben berücksichtigt. Die ein-
zelnen Fragen werden vor diesem ,Hintergrund wie 
folgt beantwortet. 

1. Welche Auswirkungen hat die vom Deutschen 
Bundestag beschlossene Kürzung der Haushalts-
mittel 1988 auf die Durchführung des HdA-Pro-
gramms? 

Die vom Deutschen Bundestag am 25. November 1987 
beschlossene Kürzung der Haushaltsmittel um 11 Mio. 
DM von 110,5 Mio. DM auf 99,5 Mio. DM und die 

gleichzeitig verfügte Mittelsperre über 9 Mio. DM 
führten dazu, daß sich zu Beginn des Haushaltsjahres 
1988 Neubewilligungen verzögerten; denn im Hin-
blick auf die durch diese Maßnahmen verfügbaren 
geringeren Mittel mußten zunächst die Restverpflich-
tungen aus 1987 ermittelt werden, ehe über neue Vor-
haben entschieden werden konnte. 

Die Mittelkürzung bzw. Mittelsperre war die Folge der 
öffentlichen Erörterungen zum Programm „Forschung 
zur Humanisierung des Arbeitslebens", bei der in ver-
schiedener Hinsicht Kritik geübt worden ist. Diese Kri-
tikpunkte wurden aufgearbeitet und haben zu Korrek-
turen geführt, die in der Antwort zu Frage 4 näher 
beschrieben werden. Die parlamentarische Diskussion 
war für die Fortentwicklung des Programms hilfreich, 
da die bisherigen Schwachstellen so beim Namen ge-
nannt und schnell beseitigt werden konnten. Die Mit-
telsperre wurde daraufhin am 22. Juni 1988 aufge-
hoben. 

Die öffentliche Diskussion um die Kürzung des HdA-
Programms führte nach Angaben des Projektträgers 
auch dazu, daß potentielle Antragsteller einen Antrag 
auf Förderung erst gar nicht stellten. Die Anzahl der 
laufenden Vorhaben ist als Folge in den ersten sechs 
Monaten des Jahres 1988 kontinuierlich abgesunken, 
wie aus der beiliegenden Grafik zu erkennen ist. 
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2. In welcher Höhe beabsichtigt die Bundesregie-
rung, in den kommenden Jahren Haushaltsmittel 
für das HdA-Programm, gegliedert nach den 
Schwerpunkten 

— Arbeits- und Gesundheitsschutz durch Bela-
stungsabbau, 

— menschengerechte Anwendung neuer Tech-
nologien, 

— Verbesserung der Arbeitsbedingungen in ein-
zelnen Branchen, 

— Umsetzung von betrieblichen Erfahrungen 
und Erkenntnissen, 

— Grundlagen und Querschnittsfragen 

zur Verfügung zu stellen? 

Die Bundesregierung wird in den kommenden Jahren 
für die Durchführung des neuen Programms „Arbeit 
und Technik" Haushaltsmittel in ausreichender Höhe 
in den jeweiligen Haushaltsplanentwürfen beantra-
gen. Über die Höhe der jährlich verfügbaren Mittel 
entscheidet dann das Parlament. 

Für den Haushalt 1989 und in der Planung für die 
Jahre 1990 bis 1992 sind Ausgaben (in Mio. DM) in fol-
genden Bereichen vorgesehen: 

1989 1990 1991 1992 

1. Schutz der Gesundheit durch Abbau und Abwehr von 
Belastungen 20,5 20,5 20,5 20,5 

2. Menschengerechte Anwendung neuer Technologien 20,5 22,0 22,0 22,0 
3. Umsetzung von wissenschaftlichen Erkenntnissen 

und Betriebserfahrungen zur menschengerechten Gestal- 
tung der Arbeitsbedingungen 9,0 9,0 9,0 9,0 

4. Menschengerechte Gestaltung der Arbeitsbedingungen 
in einzelnen Branchen 33,0 35,0 35,0 35,0 

5. Grundlagen und Querschnittsfragen sowie Personal- 
und Sachaufwand für den Projektträger und Projekt- 
begleiter 12 13,0 13,0 13,0 

Zusammen 95,0 99,5 99,5 99,5 

Die Gliederung entspricht den Ziffern der Erläuterun-
gen zum Kapitel 30 03 Titel 68319 des Bundeshaus-
haltsplans. 

3. Wie viele Vorhaben zu welchen Themenstellun-
gen wurden bisher 1988 neu bewilligt oder aufge-
stockt, und wie viele waren es im gleichen Zeit-
raum der letzten Jahre? Wie viele Vorhaben in 
welchen Förderschwerpunkten konnten durch die 
Kürzung und Sperre von Haushaltsmitteln nicht 
oder verspätet gefördert werden; wie viele Haupt-
phasen in betrieblichen Modellprojekten verzö-
gerten sich und wie viele kamen dadurch nicht zu

-

stande? Wie viele positiv begutachtete Anträge 
und Angebote liegen zu den einzelnen Förder-
schwerpunkten dem Bundesministerium für For-
schung und Technologie und dem Projektträger 
vor? 

a) Wie viele Vorhaben zu welchen Themenstel-
lungen wurden bisher 1988 neu bewilligt oder 
aufgestockt, und wie viele waren es im glei-
chen Zeitraum der letzten Jahre? 

Die Antwort auf diese Teilfrage bietet die folgende 
Tabelle zum Stichtag des 30. Juni 1988. 

1988 
1. 1. —30. 6. 

1987 
1. 1. —30. 6. 

1986 
1. 1. —30. 6. 

Schutz der Gesundheit durch Abbau und Abwehr von 
Belastungen 6 10 14 
Menschengerechte Anwendung neuer Technologien 7 13 17 
Umsetzung von wissenschaftlichen Erkenntnissen und 
Betriebserfahrungen zur menschengerechten Gestal- 
tung der Arbeitsbedingungen 2 3 9 
Menschengerechte Gestaltung der Arbeitsbedingungen 
in einzelnen Branchen 

8 25 20 
Grundlagen und Querschnittsfragen zum HdA-Programm 3 6 — 

26 57 60 
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b) Wie viele Vorhaben in welchen Förderschwer-
punkten konnten durch die Kürzung und Sper-
re von Haushaltsmitteln nicht gefördert wer-
den? 

Aus der folgenden Aufstellung ist die Anzahl der Vor-
haben zu entnehmen, die in den einzelnen Förder-
schwerpunkten nicht gefördert werden: 

— Schutz der Gesundheit durch Abbau und 
Abwehr von Belastungen 	 1 

— Menschengerechte Anwendung neuer 
Technologien 	 8 

— Umsetzung von wissenschaftlichen 
Erkenntnissen und Betriebserfahrungen zur 
menschengerechten Gestaltung der Arbeits-
bedingungen 3 

—Menschengerechte Gestaltung der Arbeits-
bedingungen in einzelnen Branchen 	9 

c. 1) Wie viele Vorhaben in welchen Förder-
schwerpunkten konnten durch die Kürzung 
und Sperre von Haushaltsmitteln nur ver-
spätet gefördert werden? 

Mit einer gewissen, zeitlichen Verzögerung wurden 
Vorhaben in folgenden Förderschwerpunkten bewil-
ligt: 

— Schutz der Gesundheit durch Abbau und 
Abwehr von Belastungen 	 11 

—Menschengerechte Anwendung neuer 
Technologien 	 7 

—Umsetzung von wissenschaftlichen Erkennt-
nissen und Betriebserfahrungen zur 
menschengerechten Gestaltung der Arbeits-
bedingungen 	 3 

—Menschengerechte Gestaltung der Arbeits-
bedingungen in einzelnen Branchen 	35 

—Grundlagen und Querschnittsfragen zum 
HdA-Programm (soweit nicht anderen 
Schwerpunkten zugeordnet) 	 1 

Von einer Verspätung mit der Folge eines Schadens 
kann in keinem Fall gesprochen werden. 

c. 2) Wie viele Hauptphasen in bet rieblichen 
Modellprojekten verzögerten sich und wie 
viele kamen dadurch nicht zustande? 

Es verzögerten sich 14 Hauptphasen von betrieblichen 
Modellvorhaben; 3 kamen nicht zustande. 

d) Wie viele positiv begutachtete Anträge und 
Angebote liegen zu den einzelnen Förder-
schwerpunkten dem BMFT und dem Projekt-
träger vor? 

Dem BMFT und dem Projektträger lagen mit Stichtag 
29. Juni 1988 positiv begutachtete Anträge und Ange-
bote zu den folgenden Förderschwerpunkten vor: 

— Schutz der Gesundheit durch Abbau und 
Abwehr von Belastungen 	 23 

— Menschengerechte Anwendung neuer 
Technologien 	 22 

— Umsetzung von wissenschaftlichen Erkennt-
nissen und Betriebserfahrungen zur menschen-
gerechten Gestaltung der Arbeitsbedingungen 	6 

—Menschengerechte Gestaltung der Arbeits-
bedingungen in einzelnen Branchen 	42 

— Grundlagen und Querschnittsfragen zum 
HdA-Programm (soweit nicht anderen Schwer-
punkten zugeordnet) 	 8 

4. Welche inhaltlichen Konsequenzen hat die Bun-
desregierung aus der parlamentarischen Diskus-
sion über den Haushalt 1988 gezogen? 

Die inhaltlichen Konsequenzen, die die Bundesregie-
rung aus der parlamentarischen Diskussion zum Haus-
halt 1988 für das HdA-Programm zunächst gezogen 
hat, sind die Umsetzung der im Bericht des BMFT vom 
30. Mai 1988 dargelegten Überlegungen, die dem 
Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages am 
16. Juni 1988 vom BMF zur Aufhebung der Mittel-
sperre vorgelegt worden sind, sowie die Beschlüsse des 
Haushaltsausschusses vom 22. Juni 1988 zum Entsper-
rungsantrag. Zusammengefaßt lassen sie sich wie folgt 
beschreiben: 

1. Auf betriebliche Modellvorhaben kann nicht ver-
zichtet werden, um die Praxiserprobung sicherzu-
stellen. Die Zahl der Modellvorhaben wird jedoch 
deutlich verringert. 

2. Vorhaben in kleinen und mittleren Unternehmen 
. sind vorrangig zu fördern. 

3. Die Förderung von Großunternehmen ist nur dann 
gerechtfertigt, wenn Vorhaben neuartige Fragestel-
lungen beinhalten, die mit vertretbarem Aufwand 
ausschließlich bei Großunternehmen durchgeführt 
werden können und wenn sich die Ergebnisse auf 
kleine und mittlere Betriebe übertragen lassen. 

Die Ergebnisse dürfen nicht zu Wettbewerbsverzer-
rungen beitragen. 

Zuschüsse zu Investitionen sind von der Förderung 
ausgeschlossen. 

4. Keine Förderung von Vorhaben der obersten Bun-
des- und Landesbehörden. 

5. Die Umsetzung von FuE-Ergebnissen muß zentrales 
Anliegen jedes Forschungsprogramms sein. Dazu 
gehört die zielgruppengerechte Aufbereitung der 
Ergebnisse. Die Umsetzung selbst ist Aufgabe der 
Umsetzungsträger, wie z. B. Berufsgenossenschaf-
ten, Gewerbeaufsicht, Kammern, Fachverbände, 
Bildungseinrichtungen, Gewerkschaften und Ar

-

beitgeberverbände sowie bet riebliche Entschei-
dungsträger. Wo neue Umsetzungswege entwickelt 
und erprobt werden sollen, kann die öffentliche 
Unterstützung notwendig sein. 

Voraussetzung für eine Förderung ist jedoch, daß 

— die Vorhaben klar umrissene Aufgaben haben und 
in begrenzter Zeit mit Ergebnissen abgeschlossen 
werden können, die sich für anschließende vom Zu-
wendungsempfänger selbst finanzierte Routine eig-
nen; 

— sich der Zuwendungsempfänger sowohl personell 
als auch finanziell an den Aufwendungen für das 
Vorhaben angemessen beteiligt. Die Förderung 
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wird grundsätzlich auf maximal 50 % der Gesamt-
aufwendungen begrenzt; 

— vorrangig projektbegleitende Umsetzungsmaßnah-
men gefördert werden sollen. 

Die für die Umsetzung bereitgestellten Mittel dürfen 
höchstens 10 % des Gesamtansatzes für das Programm 
betragen. 

5. Welche inhaltlichen Schwerpunkte wird das im 
Bundesbericht Forschung 1988 für das kommende 
Jahr angekündigte neue Programm zu neuen 
Technologien und Arbeitsbedingungen, Arbeits-
organisation einschließlich Gesundheitsschutz am 
Arbeitsplatz enthalten, aus welchen Gründen wird 
der Titel „Forschung zur Humanisierung des Ar-
beitslebens" nicht weiter beibehalten, und welche 
Gremien, Verbände und Personen werden an  der 
Erarbeitung beteiligt? 

Mit dem Programm „Arbeit und Technik" soll das seit 
1974 von der Bundesregierung bet riebene Programm 
„Forschung zur Humanisierung des Arbeitslebens" ab-
gelöst, in wichtigen Aspekten weitergeführt und mit 
neuen Inhalten angereichert werden. Zur Zeit kann im 
Detail noch nicht über das Programm Auskunft gege-
ben werden, da die Diskussionen mit den Fachleuten 
gerade erst begonnen haben. Über seine inhaltlichen 
Grundzüge können doch folgende Ausführungen ge-
macht werden. 

Das Programm „Arbeit und Technik" wird von einem 
umfassenden Innovationsverständnis und einer ver-
stärkten Präventionsorientierung ausgehen. Das Pro-
gramm „Arbeit und Technik" bezieht sich vorrangig 
auf die Gesundheitserhaltung, den Belastungsabbau 
und die Qualifikationserhöhung der Beschäftigten; es 
stellt zugleich auch einen qualitativen Beitrag zur Lei-
stungsoptimierung, Produktivitätserhöhung und wirt-
schaftlichen Konkurrenzfähigkeit dar und trägt damit 
zur Arbeitsplatzsicherung bei. 

Das bisherige Förderprogramm „Forschung zur Huma-
nisierung des Arbeitslebens" konzentrierte sich zum 
großen Teil auf das letzte Stadium der Technikent-
wicklung im Innovationszyklus. Seine Zielsetzung be-
stand vor allem darin, korrigierend Belastungen abzu-
bauen, die mit der Nutzung bereits angewandter Tech-
nik verbunden sind. Das neu zu fassende Programm 
„Arbeit und Technik" soll präventiv auf die Entwick-
lung von Arbeitsanforderungen und Arbeitsformen 
und damit u. U. verbundene Gesundheitsgefahren Ein-
fluß nehmen. FuE-Maßnahmen müssen so schon auf 
früheren Stadien des Innovationsprozesses ansetzen. 
Auch im Stadium der breiten Anwendung von ausge-
reiften Techniken sind jedoch noch zahlreiche Pro-
bleme von Belastungsabbau und menschengerechter 
Gestaltung der Arbeitsbedingungen zu lösen. Der 
immer schneller ablaufende gesellschaftliche und 
technologische Wandel hat zur Folge, daß sich die 
Wechselbeziehungen zwischen Arbeit und Technik 
rasch ändern. Bestehende Spannungsverhältnisse wer-
den auf- und abgelöst, und gleichzeitig stellen sich 
neue Fragen, wie das Zusammenwirken von Arbeit 
und Technik ausgestaltet werden kann, damit die Nut-
zung der Chancen, die durch die neuen Techniken ge-

boten werden, zu einer neuen Qualität der Arbeitswelt 
führt, die für Arbeitgeber und Arbeitnehmer von 
Vorteil ist. Es geht darum, die neuen Techniken in der 
Arbeitswelt so einzusetzen, daß der arbeitende 
Mensch in seinen Bedürfnissen wie in seinen schöpfe-
rischen Möglichkeiten berücksichtigt, der soziale 
Friede gewahrt und die Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft auf den nationalen und inter-
nationalen Märkten erhalten bleibt. 

Die Lösung dieser umfassenden Aufgabe ist eine ver-
antwortungsvolle Herausforde rung für die Verantwort-
lichen in Wirtschaft und Staat. Das Programm „Arbeit 
und Technik" soll mit seinen Mitteln und Instrumenten 
innovative Lösungen zu solchen Teilaufgaben ermög-
lichen, die ohne FuE-Förderung nicht oder nur einge-
schränkt aufgegriffen würden. Die Handlungsfelder 
des Programms „Arbeit und Technik" werden künftig 
sein: 

— Schutz der Gesundheit am Arbeitsplatz durch 
Abbau und Abwehr von Belastungen; 

— menschengerechte Gestaltung neuer Technik. 

Angesichts der wissenschaftlichen und technischen 
Dynamik und der sozialpolitischen Bedeutung von Ge-
sundheitsgefährdungen in der Arbeitswelt erhält die 
öffentliche FuE-Förderung zur vorbeugenden Minde-
rung von Gesundheitsrisiken und zur menschenge-
rechten Arbeits- und Technikgestaltung ein stärkeres 
Gewicht. Die vorsorge- und gestaltungsorientierten Er-
fahrungen und Erkenntnisse sollen daher für die neue-
ren Technikentwicklungen, insbesondere für die Fach-
programme des BMFT, nutzbar gemacht werden. 

Bei der Erarbeitung des Programms wird insbesondere 
der Gesprächskreis „Arbeit und Technik" beratend 
hinzugezogen werden, der aus kompetenten Vertre-
tern  der Tarifvertragsparteien und der Wissenschaft 
zusammengesetzt ist. Bei Bedarf werden darüber hin-
aus weitere Experten gehört werden. 

Die- operative Ausgestaltung des Programms in Form 
einzelner Arbeitsschwerpunkte wird im Prinzip beibe-
halten, wobei Zahl und Inhalt bestehender Arbeits-
schwerpunkte schrittweise dem aktuellen Bedarf an-
gepaßt werden. In Vorbereitung befinden sich z. B. 
folgende neue Arbeitsschwerpunkte: 

— Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der Bau-
wirtschaft; 

— Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der Forst-
wirtschaft; 

— Schutz der Gesundheit beim Einsatz neuer Werk-
stoffe; 

— Transfer von Gestaltungswissen in Branchen — Dar-
stellung am Beispiel der Schuhindustrie; 

—menschengerechte Gestaltung und Anwendung 
neuer Techniken im öffentlichen Personennahver-
kehr (ÖPNV). 

Die Bekanntgabe neuer Arbeitsschwerpunkte wird in 
dem Maße erfolgen, wie absehbar ist, daß für deren 
Förderung Mittel frei werden durch die Beendigung 
von alten Arbeitsschwerpunkten des HdA-Programms. 
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Das Programm „Forschung zur Humanisierung des 
Arbeitslebens" wurde 1974 schriftlich formuliert und 
war im wesentlichen ein Arbeitsschutz- und Arbeits-
strukturierungsprogramm. Die neue Orientierung im 
Sinne des oben beschriebenen Innovations- und Prä-
ventionsbegriffs soll in dem neuen Namen zum Aus-
druck kommen. 

6. Beabsichtigt die Bundesregierung, im Zusammen-
hang mit dem geplanten Programm „Informa-
tionstechnik 2000" auch weiterhin Vorhaben zu 
fördern, die eine menschengerechte Gestaltung 
der Entwicklung und der Awendung der Informa-
tions- und Kommunikationstechniken in allen be-
trieblichen Bereichen und in allen Sektoren unse-
rer Volkswirtschaft zum Inhalt haben? 

Das Zukunftskonzept Informationstechnik wird die 
Forschungsarbeiten, die im Rahmen des Programms 
„Humanisierung des Arbeitslebens" bzw. seines Nach-
folgers „Arbeit und Technik" zur menschengerechten 
Gestaltung des Einsatzes der Informationstechnik be-
absichtigt sind, als integralen Bestandteil enthalten. 
Darüber hinaus werden vor allem in dem bereits vorge-
legten Programm „Fertigungstechnik" Zusammen-
hänge zwischen der Einführung rechnerunterstützter 
Systeme in der Fertigung und der bet rieblichen Orga-
nisation, Arbeitsbelastungen und Qualifikationsanfor-
derungen untersucht. 

7. Beabsichtigt die Bundesregierung, neben der ver-
stärkten Einbeziehung kleiner und mittlerer Un-
ternehmen auch in Zukunft die vielfältigeren 
Möglichkeiten von Großbetrieben zur modellhaf-
ten Erprobung von Gestaltungslösungen beim 
Einsatz neuer Technologien und bei Maßnahmen 
zum Belastungsabbau zu nutzen? Welche konkre-
ten Förderangebote und -bedingungen bestehen 
hierfür? 

Die Förderung von Vorhaben in Großbetrieben wird 
auch in Zukunft im Rahmen der einzelnen etablierten 
Arbeitsschwerpunkte des Programms „Arbeit und 
Technik" dann möglich sein, wenn 

— die Bearbeitung einer konkreten Fragestellung nur 
dann zu vertretbaren Kosten möglich ist, wenn auf 
eine verfügbare Infrastruktur eines Großbetriebes 
(z. B. werksärztlicher Dienst) zurückgegriffen wer-
den kann und 

— die Ergebnisse des Vorhabens auch für kleinere und 
mittlere Unternehmen anwendbar sind und 

— das Vorhaben und seine Durchführung das Krite-
rium der Wettbewerbsneutralität erfüllen. 

Investitionen werden dabei nicht bezuschußt. 

8. Wie bewertet die Bundesregierung die Notwen-
digkeit, die bisher überwiegend anwendungs-
orientierte Gestaltungsforschung im Rahmen des 
HdA-Programms durch eine verstärkte Grundla-
genforschung zu ergänzen, um Gestaltungsspiel-
räume neuer Technologien zu erweitern? 

Der Nachweis von Spielräumen bei der Gestaltung der 
Anwendung neuer Technologien stellt an die pro-
grammbezogene Grundlagenforschung vielfältige An-
forderungen. Dabei handelt es sich um 

— theoretische und methodische Durchdringung der 
einzelnen Arbeitsschwerpunkte; 

— die Entwicklung von Instrumenten und Verfahren 
der Beanspruchungsoptimierung, Qualifizierung 
und einer erweiterten Kosten-Nutzen-Rechnung für 
den Betriebspraktiker; 

— die sorgfältige Abschätzung von allgemeinen Ent-
wicklungstrends des beschleunigten Innovations-
prozesses, um den aktuellen Handlungsbedarf in 
der Arbeits- und Technikgestaltung vorausschau-
end und vorsorgend bewerten zu können; 

— grundlagenbezogene Forschungen zur Identifizie-
rung arbeitsbedingter Gesundheitsrisiken und ihrer 
Wirkungszusammenhänge. 

Erkenntnisse über verschiedenartige Entwicklungs-
pfade in Technik und Arbeit bis hin zur methodischen 
Unterstützung bet rieblicher Planungsprozesse verlan-
gen von der anwendungsorientierten Grundlagenfor-
schung hohe Beweglichkeit und Innovationsfähigkeit. 
Aufgrund des technischen und wirtschaftlichen Wan-
dels stellen sich immer wieder neue Themen, ebenso 
offen muß die Grundlagenforschung seift für eine Zu-
sammenarbeit mit den bet rieblichen Zielgruppen und 
überbetrieblichen Organisationen etwa im Ausbil-
dungs- und Gesundheitsschutzbereich. Aus diesem 
Anwendungsbezug entstehen in der Regel erhöhte An-
forderungen an interdisziplinäre Abstimmung und dis-
ziplinübergreifende Kooperation, die bei dem inter-
national gegebenen Transfer von Technik, Organisa-
tionskonzepten und Managementstrategien auch aus-
ländische Beispiele und die Internationalisierung spe-
zieller Fragestellungen einbeziehen sollten. Die Bun-
desregierung wird im Zuge der Erarbeitung des Pro-
gramms „Arbeit und Technik" darauf achten, daß der 
Bereich „Grundlagen und Querschnittsfragen" ange-
messen berücksichtigt wird. 

9. Welche Fördermaßnahmen plant die Bundesregie-
rung im Zuge der geplanten „innovativen Be-
schaffung" durch öffentliche Verwaltungen, um 
durch Modellprojekte in verschiedenen Bereichen 
der öffentlichen Verwaltung Gestaltungswissen 
für den Einsatz neuer Technologien zu erarbeiten, 
damit die Qualität der Dienstleistungen für den 
Bürger erhöht und die Arbeitsbedingungen der 
Beschäftigten verbessert werden? 

Auch bei „innovativen Beschaffungen" sind die derzeit 
geltenden Vergabebestimmungen anzuwenden: 

Für die Vergabe öffentlicher Aufträge sind die inter-
nationalen und nationalen Vergabebestimmungen ein-
zuhalten, die eine möglichst wettbewerbliche nichtdis-
kriminierende Auftragsvergabe vorsehen (z. B. GA TT

-Kodex „Regierungskäufe"/GKR, EG-Lieferkoordinie-
rungsrichtlinie/LKR, Fernmeldeempfehlungen der EG, 
Verdingungsordnung für Leistungen/VOL). Die im 
Jahre 1984 novellierte VOL/A ist unter Wahrung der 
Grundsätze wettbewerblicher Beschaffung und wirt- 
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schaftlicher Verwendung von Haushaltsmitteln inno-
vationsfreundlich ausgerichtet worden. 

Zu der Bedeutung der Vergabebestimmungen für 
innovative Beschaffungen ist anzumerken: 

Grundlage der Vergabe eines öffentlichen Auftrages 
ist die sog. Leistungsbeschreibung, die eine Darlegung 
dessen darstellt, was durch die öffentliche Hand kon-
kret zur Beschaffung ansteht. Sie kann konkret be-
schreibender („konstruktiver") oder zielbeschreiben-
der ( „funktionaler") Natur sein. Je mehr funktionale 
Merkmale eine Leistungsbeschreibung hat, um so 
mehr erschließt der Auftraggeber für sich die Markt-
kräfte; umgekehrt erwächst damit der Wirtschaft ein 
Mehr an Chancen, mit innovativen Produkten bei der 
Auftragsvergabe berücksichtigt zu werden. Deshalb 
enthält die VOL/A in der Fassung von 1984 ausdrück-
lich einen Hinweis auf die funktionelle Leistungsbe-
schreibung. Der öffentliche Auftraggeber hat damit die 
Möglichkeit, durch offene — „funktionale" — Anforde-
rungen an die nachgefragte Leistung den Unterneh-
men die Suche nach der besten Lösung zu überlassen. 

Bei konstruktiven Leistungsbeschreibungen können 
die konkurrierenden Bieter von den Vorgaben des Auf-
traggebers abweichende, eigene Lösungen — mit Er-
folg — als Nebenangebote unterbreiten; d. h. sofern 
diese vom jeweiligen Auftraggeber zugelassen wer-
den, müssen sie auch gewertet werden. 

Darüber hinaus trägt die — nach der Neufassung der 
VOL/A — dem öffentlichen Auftraggeber verstärkt auf-
gegebene Markterkundung im Vorfeld von Vergaben 
weiter dazu bei, das Potential des Marktes im Hinblick 
auf technische Neuerungen genauer zu ermitteln. 

Im Rahmen der Beurteilung der Wirtschaftlichkeit 
eines bestimmten Angebotes darf nicht nur der ( „An-
schaffungs- ")Preis allein die ausschlaggebende Rolle 
spielen. Vielmehr können auch bei der auftragsbezo-
genen Angebotswertung — z. B. im Hinblick auf Folge-
kosten — innovative Vorteile eines Angebots berück-
sichtigt werden. Daß gerade die Folgekosten wesent-
liche Kriterien für den Zuschlag sein können, hat auch 
der Bundesrechnungshof grundsätzlich anerkannt. 

Ferner sieht die VOL in der Fassung von 1984 auch die 
Möglichkeit der getrennten Vergabe von Forschungs- 
und Entwicklungsleistungen einerseits und nachfol-
genden Beschaffungsverträgen andererseits vor. Dabei 
wird in einem ein- oder mehrstufigen (jeweils mög-
lichst wettbewerblichen) Vergabeverfahren Schritt für 
Schritt — bis zur eigentlichen Produktionsreife — die 
Beschaffung vorbereitet, wobei das Unternehmen, das 
die Entwicklungsleistung erbracht hat, unter Umstän-
den auch — in angemessenem Umfang und für ange-
messene Zeit — an der Produktion beteiligt werden 
muß. Mit dieser Verfahrensweise wird ein möglichst 
großer Kreis von Innovatoren an öffentliche For-
schungs- und Entwicklungsaufträge herangeführt. 

10. Zu welchen Thematiken und in welchen Branchen 
und Sektoren beabsichtigt die Bundesregierung, 
die Förderung in Zukunft zu beschränken oder 
einzustellen? 

Im Zuge ständiger Überprüfung von Arbeitsschwer-
punkten ist beabsichtigt, daß neue Vorhaben nur noch 
im Sinne geordneten Abschlusses in folgenden Berei-
chen bewilligt werden sollen: 

Branchenprojekt Tischlerhandwerk 
Gefördert seit: 1980 
Fördersumme: 33 Mio. DM 

Verbundprojekt Verpackende Wirtschaft 
Gefördert seit: 1979 
Fördersumme: 30 Mio. DM 

Branchenprojekt Bekleidungsindustrie 
Gefördert seit: 1977 
Fördersumme: 46 Mio. DM 

Branchenprojekt Hotel- und Gaststättengewerbe 
Gefördert seit: 1979 
Fördersumme: 19 Mio. DM 

Die Bundesregierung steht in Verhandlungen über die 
Weiterführung der Aktivitäten in Eigenfinanzierung. 

11. Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, 
um die Beteiligung der Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen, ihrer Betriebs- und Personalräte so-
wie ihrer Organisationen bei der Gestaltung und 
Durchführung des Programms auf der Basis der 
bisher bewährten Zusammenarbeit fortzusetzen 
und zu erweitern? 

Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen sowie ihre Ver-
tretungen sollen wie bisher am Programm beteiligt 
werden. Eine Änderung ist nicht beabsichtigt. Bei der 
Gestaltung und Durchführung des Programms sind sie 
in folgender Weise beteiligt: 

Vertreter von Gewerkschaften sind Mitglieder in allen 
Beratungsgremien des Programms. Sie wirken mit bei 
der Erarbeitung und Fortschreibung von Arbeits-
schwerpunkten. Sie können zu Förderanträgen Stel-
lung nehmen, die zu einem Arbeitsschwerpunkt einge-
reicht und dem zuständigen Beratungsgremium zur 
Begutachtung vorgelegt worden sind. Die Experten der 
Gewerkschaften sind aufgerufen, bei der Prüfung der 
Einzelanträge auf die Umsetzbarkeit des FuE-Ergeb-
nisses in die betriebliche Praxis zu achten. 

Die Gewerkschaften sind auch im Beirat der Bundes-
anstalt für Arbeitsschutz (BAU) vertreten. Der Beirat 
berät die BAU u. a. bei der Planung der Forschung und 
von Maßnahmen zur Forschungsanwendung, die von 
der BAU durchgeführt werden. 

Bei Vorhaben, in deren Verlauf im Bet rieb des Antrag-
stellers Arbeitsbedingungen umgestaltet werden sol-
len, ist dem förmlichen Antrag auf Zuwendung die 
schriftliche Zustimmung des zuständigen Bet riebsrates 
bzw. Personalrates beizufügen. Auf diese Weise soll 
sichergestellt werden, daß während des Vorhabensver-
laufes anfallende mitbestimmungs- oder beratungs-
pflichtige Einzelmaßnahmen frühzeitig zwischen Ar-
beitgeber und Arbeitnehmervertretung erörtert wer-
den. Von einer angemessenen Beteiligung der betrof-
fenen Beschäftigten und der Einbeziehung ihrer Erfah-
rungen werden positive Auswirkungen auf den Ablauf 
der Vorhaben erwartet. 
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12. Wie hoch ist der volkswirtschaftliche Schaden pro 
Jahr in der Bundesrepublik Deutschland, der 
durch Arbeitsunfälle, arbeitsbedingte und Berufs-
krankheiten und durch nicht menschengerecht 
gestaltete Arbeitsbedingungen entsteht, und wel-
che Kosten entstehen dadurch dem Sozialver-
sicherungssystem? 

Da die statistischen Voraussetzungen für eine Erfas-
sung der volkswirtschaftlichen Schäden durch Arbeits-
unfälle, arbeitsbedingte Erkrankungen und Berufs-
krankheiten sowie durch nicht menschengerechte Ar-
beitsbedingungen fehlen, existieren keine gesicherten 
Angaben über ihre Größenordnungen. Eine Schätzung 
bzw. Prognoserechnung existiert lediglich für die 
volkswirtschaftlichen Kosten von Arbeitsunfällen (ein-
schließlich der beruflichen Wegeunfälle) für das Jahr 
1985. Danach ist von volkswirtschaftlichen Kosten von 
36,4 Mrd. DM jährlich auszugehen. 

Aufwendungen für Heilbehandlungen und Renten, die 
durch Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten verur-
sacht werden, drücken sich in den Kosten der gesetz-
lichen Unfallversicherung aus. 1986 betrugen diese 
12,8 Mrd. DM. Darin nicht enthalten sind jedoch Heil-
behandlungskosten und Renten, die von anderen So-
zialversicherungsträgern getragen werden, aber mut-
maßlich Folgen arbeitsbedingter Erkrankungen ent-
halten, die sich weder qualifizieren noch quantifizieren 
lassen. 

13. Welche epidemiologischen Vorhaben fördert die 
Bundesregierung, und welche sind in Vorberei-
tung, um die langfristigen gesundheitlichen Aus-
wirkungen von Arbeitsbedingungen zu erfassen? 

Im Rahmen einer deskriptiven Epidemiologie bzw. 
tätigkeitsbezogenen Morbiditätsstatistik liefen und 
laufen bei der Bundesanstalt für Arbeitsschutz Pro-
jekte, die „Massendaten" aus dem betriebsärztlichen 
Bereich sowie den Kranken- und Rentenversicherun-
gen korrelativ (Beruf/Belastung: Beanspruchung/Dia-
gnose) verarbeiten. Inzwischen sind erhebliche metho-
dische Verbesserungen wie Parameterstandardisie-
rung, Vermeidung von Doppelzählungen möglich und 
auch schon erfolgt. Die Nutzung einer solchen Infra-
struktur für die analytisch-epidemiologische For-
schung erscheint aussichtsreich. 

Die vor allem auch präventive Nutzbarkeit der vielfäl-
tig anfallenden Daten dieser berufsbezogenen Morbi-
ditätsstatistik muß und kann auch noch optimiert wer-
den, und zwar durch zentrale Sammlung, branchen-, 
berufs- und tätigkeitsbezogene (und regionale) Syste-
matisierung sowie kontinuierliche Vervollständigung 
mit dem Ziel der Repräsentativität. 

In den HdA-Arbeitsschwerpunkten „Arbeitsbedingun-
gen und Gesundheit der Erwerbstätigen" und „Krebs-
risiken am Arbeitsplatz" werden die folgenden epide-
miologischen Vorhaben gefördert: 

1. Vorhaben der Universität Gießen: „Multizentri-
sche und multidisziplinäre Studie zur Analyse von 
Risiko- und Einflußfaktoren des Diffusen Malignen 
Mesothelioms (DMM)". 

2. Vorhaben des Bremer Instituts für Präventionsfor-
schung und Sozialmedizin (BIPS): „Untersuchung 
zu Lungenkrebs und Risiken am Arbeitsplatz". 

3. Vorhaben der Universität Hamburg: „Arbeitsbe-
dingte Krebserkrankungen des Magen-Darm-
Traktes". 

4. Vorhaben der Tiefbau-Berufsgenossenschaft: 
„Spritzbetonbauweise unter Druckluft: Tier- und 
arbeitsmedizinische Untersuchungen". 

5. Vorhaben der Universität Gießen: „Identifizierung 
und Abschätzung des Krebsrisikos bei Verwen-
dung von Bitumen-, Asphalt- und Teerprodukten 
insbesondere im Straßenbau". 

6. Deutsch-Norwegisches Verbundvorhaben: „Ge-
sundheitsrisiken durch Chrom-Nickel-Expositio-
nen beim Schweißen". 

7. Vorhaben der Universität Düsseldorf: „Interven-
tion bei arbeitsbedingtem Gesundheitsverschleiß — 
gesundheitsgerechte Arbeitsgestaltung". 

8. Verbundvorhaben des Bundesverbandes der Be-
triebskrankenkassen und der Gesellschaft für Ar-
beitsschutz- und Humanisierungsforschung: 
„Krankenkassen- und Betriebsmedizindaten —
Aufbereitung und Umsetzung in der bet rieblichen 
Praxis". 

9. Verbundvorhaben der Volkswagen AG und der 
Technischen Universität Berlin: „Streßbewälti-
gung durch arbeitsplatzbezogene Ge

-

sundheitszirkel, Pilotuntersuchung mit unteren 
Vorgesetzten". 

10. Verbundvorhaben des Berufsgenossenschaftlichen 
Arbeitsmedizinischen Dienstes/Leitstelle Baden-
Württemberg und des Klinikums der Universität 
Heidelberg: „Effektivierung betriebsärztlicher 
Funktionen in der mittelständischen Indust rie: 
Planungsphase — Maßnahmen zur Verbesserung". 

Über die in Vorbereitung befindlichen Vorhaben kön-
nen keine Mitteilungen gemacht werden, denn Förder-
vorhaben können erst dann mit bestimmten, in den Zu-
wendungsbedingungen festgelegten Angaben veröf-
fentlicht werden, wenn die Förderentscheidung positiv 
ausgefallen und die Zuwendung in Kraft getreten ist. 

14. Welche Schritte hat die Bundesregierung bisher 
unternommen, um durch präventiven Gesund-
heitsschutz, z. B. beim Einsatz neuer Technolo-
gien, Erkrankungen und Gefährdungen der Ar-
beitnehmer und Arbeitnehmerinnen von vornher-
ein zu vermeiden, und welche konkreten Maßnah-
men plant sie dazu in der Zukunft? 

Der Arbeitsschutz hat insgesamt die Aufgabe, einen 
präventiven Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer zu 
gewährleisten. Hierzu ist ein sehr differenziertes 
System von Vorschriften und technischen Regeln ge-
schaffen worden, dessen Beachtung in den Bet rieben 
durch staatliche und berufsgenossenschaftliche Auf-
sichtsdienste und innerbetrieblich durch Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit, Betriebsärzte, Sicherheitsbeauf-
tragte und Bet riebsräte sichergestellt werden soll. Die 
grundsätzlich beim Arbeitgeber liegende Verantwor- 
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tung für Sicherheit und Gesundheit seiner Be-
schäftigten bleibt dadurch unberührt. Neu auftretende 
Gefährdungen, z. B. durch den Einsatz neuer Tech-
niken wie Industrieroboter, Gentechnik, Lasertechnik 
u. a., werden im Rahmen dieses ausgebauten Arbeits-
schutzsystems mit dem Ziel aufgegriffen, hierfür 
Lösungen zu entwickeln. Je nach dem Charakter der 
Gefährdung kommen dabei unterschiedliche Ansätze 
in Betracht, z. B.: 

— Festlegung von Grenzwerten für Gefahrstoffe, 

— Erlaß einer Richtlinie für den Arbeitsschutz bei 
Industrierobotern durch den Verein Deutscher In-
genieure (VDI), 

— Veröffentlichung von Normen für informationstech-
nische Geräte durch das Deutsche Institut für Nor-
mung (DIN) bzw. Verein Deutscher Ingenieure 
(VDI), 

— Erlaß einer Unfallverhütungsvorschrift z. B. für die 
Gentechnik durch die Berufsgenossenschaften. 

Für einen präventiven Gesundheitsschutz beim Einsatz 
neuer Techniken ist auch das Gerätesicherheitsgesetz 
von Bedeutung, das das Inverkehrbringen technischer 
Arbeitsmittel durch den Hersteller oder Importeur nur 
dann zuläßt, wenn sie den geltenden sicherheitstech-
nischen Vorschriften sowie den allgemein anerkannten 
sicherheitstechnischen Regeln der Technik (z. B. DIN-
Normen) entsprechen. 

In Zukunft werden in wachsendem Maße Regelungen 
durch Richtlinien der Europäischen Gemeinschaften 
sowie Europäische Normen (CEN, CENELEC) erfol-
gen. Über diese Maßnahmen hinaus, die sich im Rah-
men der Fortentwicklung des gewachsenen Arbeits-
schutzes bewegen, sieht sich der Arbeitsschutz vor 
neuartigen Aufgaben. Einige der modernen Techniken 
verändern die Arbeitsbedingungen in einer Weise, daß 
körperliche Beanspruchungen relativ abnahmen, gei-
stig-nervliche dagegen relativ zunehmen. Dies ist bei-
spielsweise bei Techniken der Fall, die primär pla-
nende, steuernde, kontrollierende und ähnliche Ar-
beitsaufgaben erfordern. Der Arbeitsschutz muß sich 
daher in Zukunft um Instrumente bemühen, die eine 
Belastungsreduzierung mit dem Ziel erlauben, aus sol-
chen Belastungskonstellationen resultierende mög-
liche gesundheitliche Schäden zu verhindern. Ansatz-
möglichkeiten liegen dabei in beanspruchungsmin-
dernder Arbeitsgestaltung und -organisation, wie sie 
im Rahmen des Programms „Forschung zur Humani-
sierung des Arbeitslebens" entwickelt worden ist. 

Es ist im übrigen beabsichtigt, die Aufgabe der Träger 
der gesetzlichen Unfallversicherung im präventiven 
Bereich durch eine Änderung des Rechts der gesetz-
lichen Unfallversicherung über die Verhinderung von 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten hinaus auch 
auf die Verhinderung sonstiger arbeitsbedingter Ge-
sundheitsgefahren auszudehnen. 

Die vorliegenden Erkenntnisse müssen vor allem in 
den Betrieben genutzt werden. Soweit sie nicht als 
arbeitswissenschaftliche Erkenntnis bereits von Pla-
nern und Konstrukteuren berücksichtigt werden — wie 
dies z. B. in Großunternehmen vielfach geschieht —, 
bieten sich als Träger entsprechender bet rieblicher 

Maßnahmen die gemäß Arbeitssicherheitsgesetz be-
stellten Fachkräfte für Arbeitssicherheit und Betriebs-
ärzte an. Die Bundesregierung bemüht sich daher sehr 
intensiv darum, diesen geeignete Informationen an die 
Hand zu geben. Die hierzu von der Forschung entwik-
kelten Ansätze werden praxisreif weiterentwickelt, 
z. B. durch 

— epidemiologische Verfahren, 

— Verfahren der erweiterten Kosten-Nutzen-Rech-
nung, 

— arbeitsanalytische Bewertungsverfahren. 

Grundlage für den Erfolg solcher Maßnahmen ist die 
Aus- und Weiterbildung der innerbetrieblichen Ar-
beitsschutzfachleute. Der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung hat daher den Fachausschuß Aus- 
und Fortbildung des Beirats der Bundesanstalt für Ar-
beitsschutz gebeten, Vorschläge für eine verbesserte 
Ausbildung der Fachkräfte für Arbeitssicherheit zu er-
arbeiten. Flankierend dazu wurde die Entwicklung 
praxisgerechter Hilfen für diese und andere Zielgrup-
pen eingeleitet; beispielsweise wird im Auftrag der 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz eine Beispielsamm-
lung zur Büroarbeit erstellt, in der alle für die Gestal-
tung eines modernen Büroarbeitsplatzes geeigneten 
Forschungsergebnisse zusammengeführt werden. 

Solche Maßnahmen dienen insgesamt dem Ziel, auf 
betrieblicher Ebene verbesserte Möglichkeiten für 
einen vorbeugenden Gesundheitsschutz bereitzustel-
len. Flankierende Aktivitäten externer Stellen, z. B. der 
Gewerbeaufsicht der Länder und der Berufsgenossen-
schaften, sind wünschenswert. 

15. Inwieweit werden dabei nicht nur die klassischen 
Berufskrankheiten, sondern auch die multikausa-
len arbeitsbedingten Erkrankungen berücksich-
tigt, die aufgrund der zunehmend komplexen Be-
lastungen im Arbeitsleben immer größere Bedeu-
tung erlangen? Inwieweit werden dabei auch die 
Informationen der Sozialversicherungsträger ein-
bezogen? 

Wie aus der Antwort zu Frage 14 bereits deutlich 
wurde, zielen die dort angesprochenen Maßnahmen 
insbesondere darauf, die Prävention in den Bet rieben 
über den Bereich der Berufskrankheiten hinaus auszu-
dehnen; das Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG) von 1973 
gibt hierzu die rechtliche Grundlage in den §§ 3 und 6, 
welche die Aufgaben der Betriebsärzte und Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit festlegen. Multikausale arbeits-
bedingte Erkrankungen werden in diese Aufgaben-
stellung einbezogen, insbesondere durch § 3 Nr. 3 c 
ASiG, nach dem die Betriebsärzte beauftragt werden, 
„Ursachen von arbeitsbedingten Erkrankungen zu un-
tersuchen, die Untersuchungsergebnisse zu erfassen 
und auszuwerten und dem Arbeitgeber Maßnahmen 
zur Verhütung dieser Erkrankungen vorzuschlagen". 

Bei der Entwicklung eines präventiven Gesundheits-
schutzes gewinnt die Forschung zu arbeitsbedingten 
Gesundheitsgefährdungen eine wachsende Bedeu-
tung. Deshalb ist 1985 ein Arbeitsschwerpunkt „Ar-
beitsbedingungen und Gesundheit der Erwerbstäti- 
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gen" eingerichtet worden, in dem die Förderung dazu 
dienen soll, 

— die multikausalen arbeitsbedingten Erkrankungen 
auf einer breiten methodischen Grundlage zu unter-
suchen und eine betriebsnahe Epidemiologie zu 
entwickeln; 

— unter Berücksichtigung der bet rieblichen Umset-
zungsbedingungen praxisnahe Lösungen für den 
betrieblichen Gesundheitsschutz voranzutreiben. 

Diese Zielrichtung wird im Rahmen der HdA-Arbeits-
schwerpunkte 

— „Krebsrisiken am Arbeitsplatz", 

— „Schutz der Gesundheit beim Einsatz neuer Tech-
niken in der Produktion" , 

— „Schutz der Gesundheit an Arbeitsplätzen mit 
neuen Informations- und Kommunikationstechni-
ken" sowie 

— „Allergische Erkrankungen und Reaktionen" 

weiter vertieft und konkretisiert. Die Förderung dient 
dazu, die spezifischen arbeitsbedingten Gesundheits-
risiken zu identifizieren, in ihrer Wirkung quantitativ 
abzuschätzen und Gestaltungslösungen für ihre Besei-
tigung zu entwickeln. Wesentliches Ziel dabei ist die 
Verbesserung des präventiven Gesundheitsschutzes 
für Arbeitnehmer. 

Berufskrankheiten werden dann Anlaß für Forschung 
und Entwicklung sein, wenn es darum geht, Gestal-
tungslösungen zu entwickeln, die zur Beseitigung ihrer 
Ursachen bzw. Risiken führen. 

Die Ziele des Programms Arbeit und Technik mit sei-
nem zugrundeliegenden präventiven Arbeitsschutz-
konzept werden sich nicht auf die Forschung zur Besei-
tigung von Erkrankungen, deren ursächlicher Zusam-
menhang zur beruflichen Tätigkeit bekannt ist, be-
schränken, sondern sie richten sich auch auf die 
Gewinnung von Erkenntnissen und Hinweisen zu ar-
beitsbedingten Risikofaktoren, die im Rahmen eines 
multifaktoriellen Ursachengeschehens an der Entste-
hung und Ausbreitung der Krankheit beteiligt sind. 

Diese Erkenntnisse und Hinweise sind dann Grund-
lage einer auf Prävention gerichteten Arbeitsgestal-
tung, bei der den Erfahrungen der betroffenen Arbeit-
nehmer und den Anregungen der im Arbeitsschutz 
tätigen Praktiker und Experten ein hoher Stellen-
wert zukommt. Eine derartige Gesundheitsförderung 
schließt die Nutzung unterschiedlicher betrieblicher 
und überbetrieblicher Datenbestände ein. Dies gilt für 
die arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchungen 
ebenso wie für die Datenbestände der Sozialversiche-
rungsträger, die ein wachsendes Interesse am HdA-
Programm bekunden. 

Durch mehrere Forschungsvorhaben wird zur Zeit 
geprüft, welche Informationen zu arbeitsbedingten 
Risiken aus welchen Daten der Sozialversicherungsträ-
ger gewonnen werden können und wie diese zur bes-
seren Interpretation mit zusätzlich erhobenen Daten 
verknüpft werden können. 

Dieser Forschungsansatz, der von der Bundesanstalt 
für Arbeitsschutz sehr intensiv unterstützt wird, hat 

bereits heute große Resonanz insbesondere bei Be-
triebs-, Innungs- und Ortskrankenkassen gefunden, 
die im Rahmen ihrer Präventionsbemühungen zuneh-
mend auch die arbeitsbedingten Aspekte aufzugreifen 
beabsichtigen. Es zeichnet sich ab, daß es hier über 
gemeinsame Datennutzungen zu neuen Kooperations-
formen zwischen Arbeitsschutz und Krankenkassen 
kommen wird, die insbesondere für die Entwicklung 
weitergehender Präventionsinstrumente in der Ar-
beitswelt nützlich sein könnten. Ähnliche Ansätze der 
Datennutzung und Kooperation entwickeln sich auch 
zwischen Arbeitsschutz und Rentenversicherung. Die 
Bundesregierung' unterstützt solche Entwicklungen 
nachdrücklich, da sie die präventiven Möglichkeiten 
des Arbeitsschutzes zu stärken geeignet sind. 

16. Welche Anstrengungen werden von der Bundes-
regierung unternommen, um die Zusammenhän-
ge von Arbeit und Gesundheit nicht nur bei indu-
striellen Großbetrieben, sondern auch in Verwal-
tungen und Klein- und Mittelbetrieben zu erfor-
schen und den Gesundheitsschutz in diesen Berei-
chen gezielt zu verbessern? 

Die Zusammenhänge zwischen Arbeit und Gesundheit 
sind in Klein- und Mittelbetrieben — bei Einsatz ver-
gleichbarer Techniken und Arbeitsorganisationsfor-
men — nicht grundsätzlich anders als in Großbetrieben. 
Allerdings gibt es faktische Unterschiede, die z. B. in 
unterschiedlichen personellen und finanziellen Mög-
lichkeiten begründet sind. So ist nach allen Erfahrun-
gen das Arbeitsschutzniveau in Großbetrieben in der 
Regel höher als in kleineren. Soweit aus den verschie-
denen Rahmenbedingungen heraus in Klein- und Mit-
telunternehmen spezifische Problemlagen bestehen, 
werden diese in der Folge der verstärkten Förderung 
von Forschungsprojekten in solchen Bet rieben aufge-
griffen werden. 

Die Förderangebote in den HdA-Arbeitsschwerpunk-
ten zum Gesundheitsschutz richten sich nicht nur an 
Großbetriebe und Verwaltungen, sondern insbeson-
dere auch an Klein- und Mittelbetriebe. In diesem 
Zusammenhang werden in verstärktem Maße die 

 überbetrieblichen Institutionen des Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes wie Gewerbeaufsicht, Berufsge-
nossenschaften, Technische Überwachungsvereine an-
gesprochen und als wichtige Umsetzungsträger für 
einen verbesserten Gesundheitsschutz einbezogen. 

Im Rahmen des Vorhabens eines arbeitsmedizinischen 
Dienstes, der vor allem Klein- und Mittelbetriebe be-
treut, wurden eine Reihe von Recherchen in den Be-
trieben unternommen, um die konkreten Arbeitsbedin-
gungen der Berufsgruppen mit statistisch auffälligen 
Gesundheitsstörungen zu ermitteln. Ferner werden die 
besonderen Probleme der arbeitsmedizinischen Ver-
sorgung von Klein- und Mittelbetrieben in einem Vor-
haben erfaßt, das die Voraussetzungen der betrieb-
lichen Inanspruchnahme der arbeitsmedizinischen 
Dienstleistungen wie deren Qualität in der mittelstän-
dischen Industrie verbessern will. 

Der Gesundheitsschutz in Klein- und Mittelbetrieben 
spielt vor allem in den Branchenprojekten, wie z. B. in 
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der Gießerei- und Schmiedeindustrie, aber auch im 
Tischlerhandwerk und Hotel- und Gaststättenge-
werbe, eine wichtige Rolle, denn die überwiegende 
Anzahl der dort geförderten Vorhaben haben Maßnah-
men zum Belastungsabbau zum Inhalt, in den von 
Kleinbetrieben geprägten Branchen wie Bauwirtschaft 
und Land-/Forstwirtschaft soll auf die arbeitsbedingten 
Gefährdungen in besonderer Weise eingegangen wer-
den. 

Die gezielte Verbesserung des Gesundheitsschutzes in 
den Bereichen außerhalb der Großunternehmen ist 
eine schwierige Aufgabe. Dies hängt vor allem mit 
deren weniger oder gar nicht ausgebildeter Arbeits-
schutz-Infrastruktur zusammen. Die das Arbeitssicher-
heitsgesetz ergänzenden berufsgenossenschaftlichen 
Unfallverhütungsvorschriften „Fachkräfte für Arbeits-
sicherheit" und „Betriebsärzte" sehen in der Regel vor, 
daß Fachkräfte für Arbeitssicherheit bzw. Betriebsärzte 
erst ab Betriebsgrößen über 30 bzw. 100 Arbeitneh-
mern zu bestellen sind; zu den Ausnahmen zählen die 
Baubetriebe, für die eine Betreuung bereits ab einem 
Arbeitnehmer vorgesehen ist. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
hat daher seit längerem Möglichkeiten der Verbesse-
rung des Arbeitsschutzes in Kleinbetrieben mit den 
Berufsgenossenschaften erörtert. Eine Berufsgenos-
senschaft hat dazu einen Modellversuch durchgeführt, 
dessen Ergebnisse in Kürze vorliegen werden. Das 
Bundesarbeitsministerium wird auf dieser Grundlage 
Möglichkeiten einer verbesserten Betreuung mit den 
Trägern der gesetzlichen Unfallversicherung erörtern. 

17. Wie kann nach Auffassung der Bundesregierung 
im Rahmen des HdA-Programms die praxisnahe 
Erforschung von Mehrfachbelastungen (Arbeits-
stoffe, Strahlung, Nachtarbeit usw.) intensiviert 
werden, und wie werden dabei auch die sozialen 
und psychischen Dimensionen der Arbeitsbela-
stung (Komplexität der Anforderungen, Streß, 
Zeitdruck und Verantwortung usw. ) berücksich-
tigt? 

In der arbeitsmedizinischen Wissenschaft wird das Pro-
blem der multikausalen arbeitsbedingten Erkrankun-
gen seit einigen Jahren zunehmend diskutiert. Das An-
gebot der Bundesregierung an die Wissenschaftler, auf 
diesem Gebiet zu forschen, besteht insbesondere in 
den Arbeitsschwerpunkten: 

— Arbeitsbedingungen und Gesundheit der Erwerbs-
tätigen, 

— Schutz der Gesundheit beim Einsatz neuer Tech-
niken in der Produktion, 

— Schutz der Gesundheit an Arbeitsplätzen mit neuen 
Informations- und Kommunikationstechniken, 

— Krebsrisiken am Arbeitsplatz, 

— Allergische Reaktionen und Erkrankungen. 

Der wissenschaftliche Aufbau von Untersuchungen, 
mit denen ein Zusammenhang zwischen verschiede-
nen Faktoren der Arbeits- und der privaten Umwelt mit 
bestimmten Erkrankungen oder Syndromen nachge-
wiesen werden soll, ist sehr kompliziert. Die Erfor-
schung von Mehrfachbelastungen erfordert in der Re

-

gel einen sehr komplexen Studienaufbau mit großen 
Personengruppen. Solche Untersuchungen führen zu 
statistisch signifikanten, wissenschaftlich gesicherten 
Erkenntnissen, wenn sie vor Beginn hinsichtlich 
Methodik und Durchführung statistisch gründlich ge-
plant sind. Dabei hängt es von der Zahl und Art der Be-
lastungsfaktoren (physische, psychische und soziale 
Einwirkungen) einerseits und den vermuteten Wirkun-
gen andererseits ab, welche wissenschaftlichen Diszi-
plinen (z. B. Arbeitswissenschaft, Medizin, Psycholo-
gie) an der Untersuchung zu beteiligen sind. Ge-
sicherte Erkenntnisse über Mehrfachbelastungen und 
Multikausalität von Erkrankungen sind zu erwarten, 
wenn klare Hypothesen über Wirkungszusammen-
hänge die Basis einer Untersuchung sind. Wenn diese 
Voraussetzung nicht gegeben ist, dann darf nur mit 
neuen Hypothesen als Ergebnis gerechnet werden. 

Die oben genannten Arbeitsschwerpunkte stellen be-
reits ein reichhaltiges Förderangebot an die Wissen-
schaft dar. Die bisher eher verhaltene Reaktion auf die 
bekanntgemachten Arbeitsschwerpunkte deutet dar-
auf hin, daß die Begrenztheit der verfügbaren wissen-
schaftlichen Kapazität und die mit der Thematik unauf-
löslich verknüpften Schwierigkeiten ursächlich für die 
unbefriedigende Inanspruchnahme der Förderung an-
zusehen sind. Wenn sich bei der Erarbeitung des 
neuen Programms „Arbeit und Technik" erweisen 
sollte, daß die etablierten Förderangebote ergänzungs-
bedürftig sind, dann werden entsprechende Maßnah-
men in Angriff genommen werden. 

In diesem Zusammenhang ist zu beachten, daß die 
Kausaltheorie im Unfallrecht überwiegend monokau-
sal ausgerichtet ist und bekannte medizinisch wesent-
liche Teilursachen nicht ohne Diskussion als auch 
rechtlich wesentliche Teilursachen akzeptiert werden. 

Ein Weg, um auf diesem wissenschaftlich schwierigen 
Gebiet Fortschritte zu erzielen, wird in der Zusammen-
arbeit von Betriebsärzten und arbeitsmedizinisch ge-
schulten Wissenschaftlern und Nutzung der Daten von 
Trägern der Krankenversicherung, insbesondere von 
Betriebskrankenkassen, beschritten. 

In der Arbeitsgruppe „Krebsgefährdung Arbeitsplatz" 
des Gesamtprogramms zur Krebsbekämpfung wird mit 
den Trägern der gesetzlichen Unfallversicherung über-
legt, ob und ggf. wann die zentrale Erfassungsstelle für 
die Personen, die wegen der Gefährdung durch krebs-
erzeugende Gefahrstoffe regelmäßig untersucht wer-
den (ODIN), für die Wissenschaft epidemiologisch ge-
nutzt werden kann. 

18. Inwieweit beabsichtigt die Bundesregierung, die 
wissenschaftliche Ausarbeitung, Durchführung 
und Evaluation von be trieblichen (und ggf. über-
betrieblichen) Gesundheitsförderungsprogram-
men zu unterstützen, in denen exemplarisch die 
bisher gewonnenen Erkenntnisse zum Zusam-
menhang von Arbeit und Gesundheit umgesetzt 
werden? 

Eine wesentliche Grundlage für den vorbeugenden 
Gesundheitsschutz in der Arbeitswelt stellt das Ar

-

beitssicherheitsgesetz dar. Die auf dieses Gesetz 
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gestützte Bestellung von Fachkräften für Arbeits-
sicherheit und Betriebsärzten setzt die Bet riebe in die 
Lage, Gesundheitsprobleme sachkundig und gezielt 
anzugehen. Eine der dabei denkbaren Möglichkeiten 
besteht in der Durchführung von betrieblichen Ge-
sundheitsprogrammen. Solche Programme sind grund-
sätzlich geeignet, auch neue Erkenntnisse zum Zusam-
menhang von Arbeit und Gesundheit umzusetzen. Die 
Bundesregierung geht dabei davon aus, daß sich 
solche Programme nach Möglichkeit nicht auf eine 
Beeinflussung des Verhaltens von Arbeitnehmern 
( „Verhaltensprävention") beschränken sollten, son-
dern auch die Verbesserung von Arbeitsbedingungen 
( „Verhältnisprävention") zum Ziel haben sollten. Der-
artige Gesundheitsprogramme würden eine durchaus 
sinnvolle Ergänzung betrieblicher Arbeitsschutzmaß-
nahmen darstellen. Gegenwärtig wird eine Zusam-
menarbeit der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und der 
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung mit 
dem Ziel eingeleitet, Gesundheitsförderungspro-
gramme weiterzuentwickeln und ihre Verbreitung zu 
fördern. 

19. In welchen Schwerpunkten des HdA-Programms 
werden die Arbeitsbedingungen an  Arbeitsplätzen 
mit herkömmlicher Technik verbessert, und welche 
Fördermaßnahmen sind zukünftig vorgesehen? 

Die Verbesserung der Arbeitsbedingungen an Arbeits-
plätzen mit herkömmlicher Technik ist seit 1974 die 
Aufgabenstellung des HdA-Programms, die in ihrer 
Bedeutung alles andere weit übertrifft. Dies gilt nicht 
nur für die Zahl der Vorhaben und die eingesetzten 
Mittel, sondern auch für die damit erzielten Wirkun-
gen. Im Themenbereich „Schutz der Gesundheit durch 
Abbau und Abwehr von Belastungen" werden bereits 
in den Arbeitsschwerpunkten 

— Abbau der Belastungen durch Lärm, 

— Abbau und Abwehr schädlicher und belästigender 
Arbeitsstoffe, 

— Abbau von Schwingungen und Erschütterungen, 

— Verbesserung der Klimasituation am Arbeitsplatz, 

— Erforschung und Abbau von kombinierten Bela-
stungen, 

— Verbesserung von Arbeitssicherheit und Unfall-
schutz, 

— Abbau und Abwehr von Belastungen beim Schwei-
ßen, 

— Abbau und Abwehr von Belastungen in der verpak-
kenden Wirtschaft, 

— Krebsrisiken am Arbeitsplatz 

überwiegend Vorhaben gefördert, die die Verbesse-
rung der Arbeitsbedingungen an Arbeitsplätzen mit 
herkömmlicher Technik zum Inhalt haben. 

Der Arbeitsschwerpunkt „Abbau und Abwehr von Be-
lastungen beim Schweißen" soll in Zukunft schwer-
punktmäßig die kombinierten Belastungen (Schad-
stoffe und Lärm) aufgreifen. 

Der Arbeitsschwerpunkt „Schutz der Gesundheit an 
Arbeitsplätzen in klimatisierten Räumen" ist neu be-
gonnen worden. 

Die übrigen Arbeitsschwerpunkte laufen weiter, wer-
den jedoch in mehrjährigen Abständen überprüft. 

Im Themenbereich „Menschengerechte Gestaltung 
der Arbeitsbedingungen in einzelnen Branchen" ste-
hen in den verschiedenen Branchenprojekten, wie z. B. 
Bergbau, Gießerei- und Schmiedeindustrie, Tischler-
handwerk, Textil- und Bekleidungsindustrie, Hotel- 
und Gaststättengewerbe und Straßengüterverkehr, die 
Fragen der Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
beim Einsatz herkömmlicher Technik im Mittelpunkt 
der Förderung. 

Die Förderung der Branchenprojekte Tischlerhand-
werk, Bekleidungsindustrie sowie Hotel- und Gaststät-
tengewerbe wird beendet. Sie sollen in Eigenfinanzie-
rung fortgesetzt werden. Die übrigen Branchenpro-
jekte laufen zunächst weiter und werden in mehrjähri-
gem Abstand überprüft. 

In den Bereichen Bauwirtschaft, Schuhindustrie und 
öffentlicher Personennahverkehr sollen neue Bran-
chenprojekte eingerichtet werden, die jeweils Fragen 
der Verbesserung der Arbeitsbedingungen bei her-
kömmlicher Technik mit hoher Priorität behandeln. 

Da aber auch überall zunehmend neue Techniken ein-
gesetzt werden, die zu neuartigen Belastungen führen 
können, ist auch in den Branchenprojekten der Aspekt 
des Gesundheitsschutzes bei der menschengerechten 
Einführung neuer Technologien verstärkt zu beachten. 
Dies inbesondere, wenn man berücksichtigt, daß die 
Innovationszyklen von Produktionsmitteln heute bei 
7 bis 9 Jahren liegen und die heutige neue Technik be-
reits „morgen zu den herkömmlichen" zählt. 

20. Welche Vorhaben sind geplant, um die Arbeitsbe-
dingungen beim Einsatz neuer Werkstoffe und 
von biotechnologischen Verfahren menschenge-
recht zu gestalten? 

Beim Einsatz bzw. der Anwendung von neuen Werk-
stoffen in Verbindung mit den alten und neuen Bear-
beitungstechniken sind gesundheitliche Risiken für 
den Menschen am Arbeitsplatz nicht von vornherein 
auszuschließen. Eine Beeinträchtigung der Gesundheit 
kann auf unterschiedliche Ursachen zurückgeführt 
werden. Bei der spanenden Verarbeitung neuer Werk-
stoffe können unter Anwendung von herkömmlichen 
Fertigungsverfahren gesundheitsgefährdende, lun-
gengängige Stäube und eventuell Fasern frei werden. 

Bei Zerspanungs- und Schleifvorgängen wird die auf-
gewendete Energie in Wärme umgewandelt. So 
kommt es örtlich zu hohen Temperaturen am Werk-
zeug und Werkstück, wodurch die Verdampfung von 
Stoffen und die Bildung von potentiell gesundheitsge-
fährdenden Gasen und Dämpfen begünstigt wird. 
Gleiches gilt z. B. für die Be- und Verarbeitung von 
faserverstärkten Kunststoffen mittels Laser. 
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Einige der neuen Werkstoffe werden auch aufgrund 
ihrer hohen Härte, Temperatur- und Verschleißfestig-
keit zur Herstellung neuer Schneidstoffe z. B. zur Dreh- 
und Fräsbearbeitung genutzt. Mit derartigen Schneid-
stoffen sind erheblich höhere Schnitt- und Vorschub-
geschwindigkeiten als bisher erzielbar. Höhere Dreh-
zahlen und Vorschübe bewirken auch eine stärkere 
Gefährdung des Maschinenbedieners durch evtl. ab-
platzende oder wegfliegende Werkstücke oder Spann-
mittelbruchstücke. 

Mit der beabsichtigten Bekanntmachung des neuen 
Arbeitsschwerpunktes „Schutz der Gesundheit beim 
Einsatz neuer Werkstoffe" soll die Förderung von For-
schung und Entwicklung in diesem Bereich aufgenom-
men werden. 

In diesem neuen Arbeitsschwerpunkt sind insbeson-
dere Vorhaben zu folgenden Aufgabenstellungen vor-
gesehen: 

1. Analysen von gesundheitlichen Risiken beim Ein-
satz neuer Werkstoffe, 

2. Untersuchungen über die Vermeidung oder 
Beschränkung von gesundheitlichen Risiken beim 
Einsatz neuer Werkstoffe. 

Vorhaben zur Gestaltung der Arbeitsbedingungen 
beim Einsatz neuer Werkstoffe werden weiterhin ge-
fördert in bestehenden Arbeitsschwerpunkten, wie 
z. B. 

O Abbau und Abwehr schädlicher und belästigender 
Arbeitsstoffe 

O Abbau und Abwehr von Belastungen beim Schwei-
ßen 

O Menschengerechte Gestaltung der Arbeitsbedin-
gungen in der Gießereiindustrie 

O Menschengerechte Gestaltung der Arbeitsbedin-
gungen in der Schmiedeindustrie 

O Krebsrisiken am Arbeitsplatz 

O Allergische Erkrankungen 

Es ist vorgesehen, im neuen Programm „Arbeit und 
Technik" Fragestellungen aufzunehmen, die sich mit 
den Wirkungen von biotechnologischen Verfahren auf 
die Arbeitsbedingungen der Beschäftigten befassen. 

Im Biotechnologie-Förderprogramm des BMFT werden 
seit Beginn der 80er Jahre Projekte mit gentechnologi-
scher Zielsetzung gefördert. Hierzu zählt auch die Ein-
richtung der Genzentren in München, Heidelberg, 
Köln und Berlin. Die Bewilligung dieser Projekte ist 
verknüpft mit der Auflage, die Richtlinien der Zentra-
len Kommission für Biologische Sicherheit (ZKBS) zu 
beachten. Diese Richtlinien regeln den Umfang der 
Sicherheitsvorkehrungen für gentechnologische Ar-
beiten im Labor und wurden in den vergangenen Jah-
ren bereits viermal dem neuesten Stand der Erkenntnis 
angepaßt. Die Gestaltung der ZKBS-Richtlinien ist 
getragen von der Verantwortung, die Freiheit der For-
schung nicht mehr als nötig efnzuschränken und das 
Forschungspersonal im Labor so gut wie möglich zu 
schützen. Dies läßt sich nur erreichen durch ständigen 
Kontakt mit der Forschung, durch Beobachtung und 
Auswertung der internationalen Erfahrung und durch 

Förderung von Projekten mit gentechnologischer Ziel-
setzung. Bei Projekten dieser Art sind Untersuchungen 
zu Sicherheitsfragen der Gentechnologie, soweit sie 
das Arbeiten im Labor betreffen, in der Regel integra-
ler Bestandteil des Arbeitsprogramms. 

Sofern der Umgang mit gentechnischen Methoden 
weitergehende Untersuchungen zu Sicherheitsfragen 
im Laborbereich notwendig macht, fördert der BMFT 
gezielt Projekte im Rahmen des Biotechnologie-Pro-
gramms in dem Schwerpunkt „Biologische Experi-
mente, Sicherheit, Produkte und Verfahren". Zwei Pro-
jekte befassen sich mit der Frage, wie beständig zell-
freie Desoxyribonukleinsäure im Laborbereich ist und 
auf welche Weise sie vielleicht überdauert. In diese 
Untersuchungen sind auch bestimmte Fragen einbezo-
gen, die sich aus dem Umgang mit Zellen und Viren in 
Zellkultur ergeben. In einem weiteren Projekt wird ein 
Curriculum erarbeitet für Laborpersonal zum sicheren 
Arbeiten mit gentechnischen und biotechnologischen 
Methoden und Verfahren. 

Im indirekt-spezifischen Förderprogramm werden Pro-
jekte gefördert, die durch Verbesserung der vorhande-
nen Laborapparatur den Umgang mit biologischem 
Material erleichtern und sicherer machen sollen. Kon-
kret wird gearbeitet an Nachweisverfahren für gasför-
mige Schadstoffe, an der Entwicklung von Sicherheits-
werkbänken für den Umgang mit Mikroorganismen 
und an der Automatisierung verschiedener Arbeitsvor-
gänge in der Gentechnologie, soweit sie für den Labor-
bereich und das Personal von Bedeutung sind. 

21. Wie beurteilt die Bundesregierung das im Rahmen 
des HdA-Programms entwickelte erweiterte Inno-
vationsverständnis, das von einem breiten gesell-
schaftlichen Konsens ge tragen wird, und welche 
konkreten Schritte hat sie bisher unternommen, 
und plant sie, dieses Verständnis als Handlungs-
maxime in anderen Technologieprogrammen zu 
berücksichtigen? 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort vom 8. No-
vember 1985 auf die Große Anfrage der Abgeordneten 
Lenzer, Gerstein, Dr.-Ing. Laermann und der Fraktio-
nen der CDU/CSU und FDP zum HdA-Programm 
(Drucksache 10/4196) das erweiterte Innovationsver-
ständnis in seinen Grundzügen dargestellt und erklärt: 

„Die Bundesregierung wird — soweit noch nicht ge-
schehen — bei ihren Programmen zur Förderung von 
technischer Entwicklung und Innovation diesem Ge-
sichtspunkt Rechnung tragen und damit Erfahrungen 
aufgreifen, die in der Wirtschaft zunehmend unterneh-
merische Entscheidungen beeinflussen. " 

Die Bundesregierung hat das erweiterte Innovations-
verständnis zum Bestandteil ihrer Forschungs- und 
Technologiepolitik gemacht, und sie hat es in ihrer 
Dokumentation 1987 zum HdA-Programm ausführlich 
dargestellt, um dies auch einer breiten Fachöffentlich-
keit zur Kenntnis zu bringen. 

22. Welchen zukünftigen Stellenwert will die Bundes-
regierung der Technikfolgenabschätzung und 
-bewertung im HdA-Programm einräumen? 
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Eine vorbeugend ausgerichtete Technologiefolgenab-
schätzung im weiteren Sinne war schon in der Vergan-
genheit stets ein wichtiges Element des HdA-Pro-
gramms. Im Vordergrund stehen dabei Abschätzungen 
über die zukünftige Veränderung des Bedarfs an 
Qualifikationen, an Gesundheitsschutzmaßnahmen 
sowie der Qualität der Arbeitsbedingungen. Erkennt-
nisse aus diesen Feldern sind eine wichtige Vorausset-
zung für die künftige Gestaltung humaner Arbeits-
plätze. 

Aber auch die Technikbewertung hat ihren besonde-
ren Stellenwert: Im Rahmen von sogenannten Evalua-
tionsvorhaben werden von unabhängigen Wissen-
schaftlern technisch-organisatorische Umstellungen in 
Betrieben, Büros und Verwaltungen mit dem Ziel 
untersucht, die Gestaltungsspielräume für die Technik 
aufzuzeigen und präventiv zu bewerten. 

23. Welche neuen Modelle zur Qualifizierung der Be-
schäftigten beim Einsatz neuer Techniken werden 
im Rahmen des HdA-Programms entwickelt, und 
welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, 
um sie auf breiter Basis umzusetzen? 

Die Förderung von Qualifizierungsmodellen ist im 
Rahmen des HdA-Programms eng mit den Arbeits-
schwerpunkten „Menschengerechte Anwendung 
neuer Techniken in der Produktion" und „Menschen-
gerechte Anwendung neuer Techniken in Büro und 
Verwaltungen" verknüpft. Im Vordergrund steht nicht 
die Vermittlung des „Bedienerwissens" , sondern vor 
allem die Vermittlung von Fähigkeiten für eine ange-
messene Nutzung der neuen Techniken zur Erledi-
gung der gestellten Arbeitsaufgaben und der Bewälti-
gung bzw. Abwehr möglicher Gefährdungen. 

Dabei geht es gleichzeitig um das Ausschöpfen von 
Gestaltungschancen, z. B. erweiterte Handlungsmög-
lichkeiten für die Beschäftigten, und um verbesserte 
Flexibilität für die Bet riebe und Verwaltungen. 

Ein Beispiel stellt etwa das Modell einer „qualifizieren-
den Arbeitsgestaltung" dar, das Qualifikation durch 
Beteiligung der Beschäftigten an der Technik- und Ar-
beitsgestaltung vermitteln will. Modelle der Arbeits-
strukturierung zielen auf Qualifikationserweiterung, 
um z. B. Mischarbeit bei EDV-gestützten Tätigkeiten 
zu ermöglichen. 

Neue Strukturen der innerbetrieblichen Qualifizierung 
werden z. B. durch die Einrichtung einer anwender-
nahen Betreuungsinstanz erreicht, die zwischen den 
Technikexperten und Systemplanern sowie den Tech-
niknutzern vermitteln kann. 

Um eine möglichst zielgruppengerechte Qualifizierung 
in modernen Arbeitssystemen sicherzustellen, werden 
speziell auf verschiedene Problemgruppen bezogene 
Didaktiken (z. B. „Lernentwöhnte", ältere Arbeitneh-
mer) entwickelt. 

Die breite Umsetzung von Qualifizierungskonzepten 
ist im wesentlichen mit der Umsetzung von Lösungen 
zur menschengerechten Technikanwendung unmittel-
bar verbunden. Darüber hinaus ist insbesondere als 

Hilfe für kleine und mittlere Bet riebe vorgesehen, 
über- und außerbetriebliche Einrichtungen bei der 
Entwicklung von entsprechenden Weiterbildungsan-
geboten zu unterstützen. 

Ergänzend zum HdA-Programm hat der Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft ein Modellversuchs-
programm „Neue Technologien in der beruflichen Bil-
dung" initiiert, das 1985 angelaufen ist und dessen 
Ergebnisse voraussichtlich 1990 vorliegen werden. Im 
Rahmen dieses Programms werden 29 Wirtschafts-
modellversuche vom Bundesinstitut für Berufsbildung 
mit den folgenden Schwerpunkten gefördert: 

— Bürotechnik mit integrierter Daten- und Textverar

-

beitung, Informations- und Kommunikationsnetze; 

— Steuerungstechnik und Automation in der Ferti-
gung sowie Wartung und Instandhaltung mikropro-
zessorgesteuerter Maschinen und Anlagen; 

— Computergestütztes Zeichnen und Konstruieren 
(CAD/CAM). 

In den drei genannten Technikbereichen werden 
außerdem — im Rahmen der Bund-Länder-Kommission 
für Bildungsplanung und Forschungsförderung — eine 
Vielzahl von Modellversuchen in beruflichen Schulen 
gefördert. 

24. Welche Vorhaben mit regionalem Schwerpunkt 
beabsichtigt die Bundesregierung zu fördern, und 
welchen qualitativen Beitrag kann das HdA-Pro-
gramm zur Strukturveränderung an alten Indu-
striestandorten leisten? 

Das HdA-Programm kann nicht unmittelbar auf die Be-
einflussung regionaler Wirtschaftsstrukturen zielen; 
deshalb sind auch keine „Vorhaben mit regionalem 
Schwerpunkt" beabsichtigt. Allerdings ergeben sich in 
der Förderpraxis regionale Akzentuierungen (z. B. im 
Bergbau, bei der Schuhindustrie und der Bekleidungs-
industrie), die durch eine branchenspezifische regio-
nale Konzentration von Bet rieben bedingt sind. 

Wenn sich im Zusammenhang mit Vorhaben auch 
regional strukturverbessernde Effekte einstellen, so ist 
dies zu begrüßen. In diesem Zusammenhang wäre 
ganz allgemein die Aufarbeitung von HdA-Erkenntnis-
sen im Vorfeld struktureller, regionaler Planungen 
durch die zuständigen Stellen wünschenswert. Grund-
sätzlich ist das Programm aber auf die Übertragbarkeit 
der Forschungsergebnisse in allen Wirtschaftssektoren 
und -regionen gerichtet. 

25. Welche Schritte beabsichtigt die Bundesregie-
rung, um HdA-Erkenntnisse in ihrer Arbeits-, Bil-
dungs-, Frauen-, Gesundheits-, Sozial-, Technolo-
gie-, Wirtschafts- und Umweltpolitik stärker zu 
berücksichtigen? 

Die Bundesregierung ist stets bemüht, Erkenntnisse 
des HdA-Programms, die sich bewährt haben, den un-
terschiedlichen Umsetzungsträgern bekanntzumachen 
und auf ihre beschleunigte Einführung hinzuwirken. 
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Die Einbringung von Erkenntnissen aus der Forschung 
in politische Maßnahmen ist ein Prozeß, der in der 
Praxis zumeist nicht auf direktem Wege, sondern mit-
telbar und über längere Zeiträume erfolgt. Diese gene-
relle Erfahrung gilt auch für die Erkenntnisse des HdA-
Programms. 

Dennoch bemüht sich die Bundesregierung, bei ihren 
Maßnahmen Forschungsergebnisse des HdA-Pro-
gramms gezielt zu nutzen. Hierzu wurde in der 
Arbeits- und Sozialpolitik eine ganze Reihe von Ansät-
zen entwickelt, welche in den Fragen 29 ff. dargestellt 
werden. 

Für die Gesundheits-, Frauen- und Familienpolitik fin-
den Erkenntnisse aus dem HdA-Programm in folgen

-

den Bereichen Berücksichtigung: 

— Im Bereich der Ursachen rheumatischer Erkrankun-
gen bestehen unverändert große Wissenslücken. Es 
ist davon auszugehen, daß Forschungsergebnisse 
zu dem Thema „Risiken des Stütz- und Bewegungs-
apparates am Arbeitsplatz" wichtige Erkenntnisse 
bezüglich der Entstehung verschleißbedingter 
rheumatischer Erkrankungen liefern können. Diese 
Ergebnisse werden Grundlage für dringend not-
wendige Präventionsstrategien sein. 

— Einen besonderen Schwerpunkt bildet seit einigen 
Jahren der Bereich der Krebsgefährdung am Ar-
beitsplatz. Dieses Gebiet hatte sich bei Diskussio-
nen im Rahmen des „Gesamtprogramms zur Krebs-
bekämpfung" als besonders förderungsbedürftig 
herausgestellt und es wurde daher im HdA-Pro-
gramm der Arbeitsschwerpunkt „Krebsrisiken am 
Arbeitsplatz" aufgenommen. Die hier gewonnenen 
Erkenntnisse werden von der zuständigen Arbeits-
gruppe des o. g. Gesamtprogramms aufgegriffen, 
damit eine möglichst rasche Umsetzung durch ge-
eignete Aktivitäten erfolgen kann. Diese können 
von der Aufnahme bestimmter Stoffe in die MAK-
Liste bis zu Maßnahmen der gesundheitlichen Auf-
klärung reichen. 

— Das im Auftrag des Bundesministers für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit für 1989 vorge-
sehene Handbuch zur „Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf" soll bereits bestehende Handlungsspiel-
räume aufweisen, Arbeitgeber und Arbeitnehmer in 
der Entwicklung eigener Modelle unterstützen und 
zugleich einen Beitrag leisten zur Einführung und 
Umsetzung familienfreundlicher Arbeitszeiten. 

Im Bereich des öffentlichen Dienstes setzt die Bundes-
regierung ihre Anstrengungen zu möglichst anpas-
sungsfähiger Gestaltung der Arbeitszeit und hierbei 
insbesondere zur Erweiterung der Teilzeitbeschäfti-
gungs- und Beurlaubungsmöglichkeiten konsequent 
fort. Flexible Arbeitszeiten verbessern nicht nur die 
Voraussetzungen dafür, Beruf, Familie und Kinder-
erziehung miteinander in Einklang zu bringen, sie sind 
ganz allgemein auch ein wesentlicher Beitrag zur 
Humanisierung des Arbeitslebens. 

Eine z. Z. stattfindende empirisch-wissenschaftliche 
Untersuchung hat zum Gegenstand, die praktischen 
Möglichkeiten vor allem der Teilzeitbeschäftigung im 
öffentlichen Dienst unter Berücksichtigung der not

-

wendigen Erfüllung der öffentlichen Aufgaben zu prü-
fen. 

Die Bundesregierung orientiert sich bei Ausbildungs- 
und Weiterbildungsvorhaben — ebenso wie die Sozial-
partner — an dem Leitbild einer mündigen Fachkraft, 
die über breite Berufs- und berufsfeldübergreifende 
Grundqualifikationen und berufsspezifische Kennt-
nisse und Fähigkeiten verfügt, darüber hinaus aber 
auch über die notwendige Gestaltungskompetenz, um 
Einfluß auf die Arbeitsbedingungen zu nehmen, 
insbesondere bei der Einführung neuer Technik. So 
haben sich die Sozialpartner beispielsweise in den 
Grundsätzen zur Neuordnung der bürowirtschaftlichen 
Ausbildungsberufe darauf geeinigt, daß die Aus-
bildung dazu befähigen soll, „sich auf neue Ar-
beitsstrukturen, Organisationsmethoden sowie In-
formations- und Kommunikationstechniken flexibel 
einzustellen und an ihrer Gestaltung mitwirken zu 
können" . Die fachlichen Arbeitsinhalte sollen so ver-
mittelt werden, daß der Auszubildende zur Ausübung 
einer qualifizierten beruflichen Tätigkeit befähigt 
wird, die insbesondere selbständiges Planen, Durch-
führen und Kontrollieren einer Arbeitsaufgabe ein-
schließt. Im Rahmen der Vermittlung beruflicher 
Handlungskompetenz sollen fachübergreifende Quali-
fikationen wie Planungsfähigkeit, Problemlösungs-
kompetenz, Innovations- und Lernfähigkeit sowie 
Kommunikations- und Kooperationsfähigkeit gestärkt 
werden. Das Bundesinstitut für Berufsbildung unter-
sucht die Bedingungen der Vermittlung solcher Quali-
fikationen und ihre Umsetzung in Aus- und Weiterbil-
dungskonzepte. 

26. Welchen Handlungsbedarf sieht die Bundesregie-
rung, um die Belastungssituation der Arbeitneh-
mer und Arbeitnehmerinnen im öffentlichen 
Dienst, insbesondere z. B. die Arbeitsplätze von 
Arbeitnehmerinnen bei der Deutschen Bundes-
post, zu untersuchen und Maßnahmen zum Bela-
stungsabbau und zum Gesundheitsschutz zu för-
dern? 

Die absehbaren Tendenzen der Entwicklung und des 
Einsatzes neuer Techniken, insbesondere der Informa-
tions- und Kommunikations-Technik lassen in den vie-
len Bereichen des öffentlichen Dienstes Veränderun-
gen der Arbeitsbedingungen der Beschäftigten erwar-
ten. Die Förderung von FuE im Rahmen des  Pro-
gramms „Arbeit und Technik" soll dazu beitragen, Er-
kenntnisse zur breiten Nutzung der Chancen des tech-
nischen Wandels für die Verbesserung der Arbeit auch 
im öffentlichen Dienst zu gewinnen. 

Die Förderung von FuE-Vorhaben im Bereich des 
öffentlichen Dienstes erfolgt künftig in enger Abstim-
mung mit den einschlägigen Verbänden, da von diesen 
nicht nur eine Einschätzung des FuE-Bedarfs, sondern 
auch unterstützende Aktivitäten für die breite Umset-
zung der Ergebnisse erwartet werden. 

Den obersten Bundes- und Landesbehörden werden 
für FuE-Maßnahmen keine Fördermittel des Pro-
gramms mehr zugewiesen. Bei diesen — insbesondere 
aus Gründen der Haushaltsklarheit — wird davon aus- 
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gegangen, daß sie zusätzliche Mittel, die für die Erpro-
bung bzw. Einführung von neuartigen Maßnahmen zur 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen erforderlich 
sind, in ihre Haushaltspläne einbringen und den Parla-
menten zur Entscheidung vorlegen. 

Das Recht des öffentlichen Dienstes sieht bereits eine 
Reihe von Regelungen vor, die besonderen Bela-
stungssituationen der Beschäftigten Rechnung tragen. 
Beispiele hierfür sind: 

1. Regelungen über Zusatzurlaub für Wechselschicht-
arbeit, Schichtarbeit und Nachtarbeit. 

2. Sonderregelungen für die Altersgrenzen in be-
stimmten Tätigkeitsbereichen (z. B. für Beschäftigte 
im feuerwehrtechnischen Dienst oder im Flugsiche-
rungsdienst, für Polizeivollzugsbeamte). 

3. Hinsichtlich der Arbeitsbedingungen für Beschäf-
tigte auf Bildschirmarbeitsplätzen sind Regelungen 
getroffen worden, die dem Schutz dieser Beschäf-
tigten dienen und insbesondere auch besonderen 
Belastungssituationen Rechnung tragen. 

Allgemein ist festzuhalten, daß die Bundesregierung 
der Umsetzung und Überwachung von Arbeitsschutz 
und Unfallverhütung im öffentlichen Dienst besondere 
Bedeutung beimißt. Hinsichtlich der Anpassung an 
neue Erfordernisse wird der öffentliche Dienst eben-
falls von dem in Weiterentwicklung befindlichen Ar-
beitsschutzrecht berührt, die insbesondere durch das 
veränderte technische Umfeld geprägt ist. Nachdem 
mit der Einheitlichen Europäischen Akte eine Harmo-
nisierung des Arbeitsschutzes im EG-Bereich ermög-
licht ist, wird das Geschehen durch Aktivitäten auf 
europäischer Ebene mitgestaltet. Diese schließen im 
Grunde auch den öffentlichen Dienst mit ein. Das für 
den öffentlichen Dienst federführende Bundesministe-
rium des Innern leitete bereits erste Schritte für eine 
noch engere Zusammenarbeit der Bundesministerien 
auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes für Bundesbe-
dienstete ein, die auch die Prüfung konkreter Maßnah-
men auf dem Arbeitsschutz- Sektor einschließen. 

Als Beispiel für den Stellenwert des Arbeitsschutzes 
mögen die folgenden Ausführungen für die Deutsche 
Bundespost dienen: 

Alle Arbeitsplätze der Deutschen Bundespost wer-
den unter Berücksichtigung der Erkenntnisse der 
Arbeitswissenschaft, Sicherheitstechnik und Ar-
beitsmedizin gestaltet. Die Deutsche Bundespost 
bedient sich dabei vorrangig der Fachkunde ihrer 
eigenen Fachkräfte für Arbeitssicherheit, der 
Sicherheitsingenieure, Ergonomiefachleute und 
Betriebsärzte. Für spezielle Problemstellungen (z. B. 
arbeitswissenschatliche Gutachten und Analysen) 
und das Erarbeiten von Richtwerten sowie postspe-
zifischen Regelungen wurde bereits vor sechs Jah-
ren eine Zentralstelle für Arbeitssicherheit und 
Ergonomie eingerichtet. Zusätzlich wurde der 
sicherheitstechnische Dienst bei den Oberpostdi-
rektionen, zu dessen Aufgaben u. a. die sicherheits-
technische Aufsicht über die Ämter und die Durch-
setzung arbeitswissenschaftlicher Erkenntnisse bei 
allen Planungen auf Bezirksebene gehört, erweitert 
und intensiviert. Damit ist sichergestellt, daß bei 
allen Maßnahmen, die Auswirkungen auf die 

Beschäftigten haben, dem Belastungsabbau und 
dem Gesundheitsschutz der größtmögliche Stellen-
wert eingeräumt wird. Selbstverständlich werden 
auch bei Arbeitsplätzen, an denen überwiegend 
Frauen beschäftigt werden, Besonderheiten 
berücksichtigt, die sich aus der Konstitution und 
geänderter Belastbarkeit bzw. erhöhter Empfind-
lichkeit in besonderen Lebensphasen — z. B. wäh-
rend einer Schwangerschaft — ergeben. 

27. Welche Gründe haben den Bundespostminister 
bewogen, den Antrag der Deutschen Postgewerk-
schaft von Ende 1986 auf Förderung eines Vorha-
bens zur „Entwicklung und Umsetzung men-
schengerechter Anwendungen neuer Technolo-
gien und Abbau von HdA-Defiziten" beim Bun-
desminister für Forschung und Technologie schei-
tern zu lassen? 

Der Postminister hat den Antrag der Deutschen Postge-
werkschaft nicht scheitern lassen. Vielmehr hat er auf 
den Antrag seinerzeit grundsätzlich positiv reagiert. 
Die daraufhin auf verschiedenen Ebenen erfolgten Ge-
spräche zwischen dem Bundespostministerium und der 
Deutschen Postgewerkschaft führten schließlich zu 
dem grundsätz lichen Einverständnis des Bundespost-
ministers, in den Arbeitsbereichen „Belegaufbereitung 
im Postgirodient" und „DV-gestütztes Auskunftsver-
fahren im Fernsprechdienst" HdA-Untersuchungen im 
Auftrag der Deutschen Postgewerkschaft durchführen 
zu lassen. Bei dem Feldzugang zu dem DV-gestützten 
Auskunftsverfahren im Fernsprechdienst sind aber aus 
betrieblicher Sicht Anforderungen zu berücksichtigen, 
die darin bestehen, daß HdA-Untersuchungen in die-
sem Bereich zuerst ohne und dann mit einer Leistungs- 
und Verhaltenskontrolle zeitverschoben jeweils bei 
denselben Ämtern hätten vorgenommen werden sol-
len. Dafür ist eine auf die Dauer der Untersuchungen 
befristete Vereinbarung mit der Personalvertretung 
erforderlich. Die Deutsche Postgewerkschaft wider-
setzt sich einer entsprechenden Vereinbarung. 

Mit Schreiben vom 3. Juli 1987 hat der Bundespost-
minister die Deutsche Postgewerkschaft aufgefordert, 
ihre Haltung zur Ablehnung einer Vereinbarung zur 
Leistungs- und Verhaltenskontrolle zu überprüfen. Der 
Bundespostminister hat in diesem Schreiben zum Aus-
druck gebracht, daß er es bedauern würde, wenn das 
HdA-Projekt an dieser Forderung der Deutschen Post-
gewerkschaft scheitern würde. Auf diesen B rief hat die 
Deutsche Postgewerkschaft noch nicht geantwortet. 

28. Beabsichtigt die Bundesregierung eine Verände-
rung der Förderinstrumente und der Förderbedin-
gungen innerhalb des HdA-Programms? 

Die Durchführung des Programms „Arbeit und Tech-
nik" erfolgt ausschließlich auf dem Wege der direkten 
Projektförderung. 

Die Voraussetzungen und Bedingungen der Förderung 
von Vorhaben sind im einzelnen geregelt 

— für Zuwendungen auf Kostenbasis durch die ,Be-
wirtschaftungsgrundsätze für Zuwendungen auf 
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Kostenbasis an Unternehmen der gewerblichen 
Wirtschaft für Forschungs- und Entwicklungsvor-
haben (BKFT 75) bzw. nach deren Inkraftsetzung 
durch die „Nebenbestimmungen für Zuwendungen 
auf Kostenbasis des Bundesministers für Forschung 
und Technologie an Unternehmen der gewerb-
lichen Wirtschaft für Forschungs- und Entwick-
lungsvorhaben (NKFT 88) ", 

— für Zuwendungen auf Ausgabenbasis durch die 
,Allgemeine und Besondere Nebenbestimmungen 
für Zuwendungen des Bundesministers für For-
schung und Technologie zur Projektförderung auf 
Ausgabenbasis (ANBest-P-BMFT)', 

— Aufträge durch die ,Bestimmungen für Forschungs- 
und Entwicklungsverträge (BEFT 75)' 

in den jeweils gültigen Fassungen. 

Änderungen dieser Bestimmungen für das Programm 
„Arbeit und Technik" sind nicht beabsichtigt. Im übri-
gen wird auf die Antwort zu Frage 5 verwiesen. 

29. Wie werden künftig Förderschwerpunkte, Ver-
bundprojekte und einzelne Vorhaben angelegt, 
damit eine rasche und weitgehende Umsetzung 
der betrieblichen Erfahrungen und wissenschaft-
lichen Erkenntnisse erfolgen kann? 

Die Aufgabe der Umsetzung von Forschungsergebnis-
sen ist eine gemeinsame Aufgabe. Sie kann nicht ein-
seitig dem Staat zugeschrieben werden. In den Verant-
wortungszusammenhang gehören auch Tarifvertrags-
parteien, Arbeitgeber wie Bet riebsräte. 

Das Forschungsprogramm „Arbeit und Technik" 
betont die Bedeutung von Umsetzungsmaßnahmen. 
Diese Aufgabe ist auch in der bisherigen Praxis des 
Forschungsprogramms „Humanisierung der Arbeits-
welt" wesentlicher Bestandteil gewesen. Dabei hat 
sich herausgestellt, daß die Erwartung einer unmittel-
baren Umsetzbarkeit von Forschungsergebnissen 
durch Vorschriften häufig zu einfach gewesen ist und 
nicht immer zu realisieren war. Deshalb muß eine grö-
ßere Beachtung der Wirksamkeit der Umsetzung auf 
innerbetriebliche und überbetriebliche Maßnahmen 
gelegt werden. Entsprechend zunehmende Bedeutung 
werden Tätigkeits-, Organisa tions- und Ausbildungs-
untersuchungen sowie die Ausarbeitung entspre-
chender Handlungshilfen haben. Ihre Umsetzung wird 
aber nur dann Erfolg haben, wenn alle hiermit ange-
sprochenen Handlungsebenen sich dieser Thema tik 
annehmen. Jede dieser Ebenen muß die Umsetzung 
der Forschungserkenntnisse zu ihrem eigenen Anlie-
gen machen. Im Rahmen des Forschungs- und Ent-
wicklungsprogramms „Arbeit und Technik" können 
Umsetzungsmaßnahmen nur in dem Maße unterstützt 
werden, wie es sich um die Erforschung und Erpro-
bung neuer Umsetzungswege oder die zielgruppenge-
rechte Aufbereitung der Ergebnisse handelt. Aus dem 
Netzwerk der Verantwortung wird deutlich, daß der 
frühzeitigen und umfassenden Information dieser 
Beteiligten besondere Bedeutung zukommt. 

Die Bundesregierung wird deshalb auch in Zukunft die 
Arbeitsschwerpunkte in engem Dialog mit den Ver-

bänden der Wirtschaft, den Gewerkschaften, den So-
zialversicherungsträgern, den staatlichen Stellen des 
Arbeitsschutzes und mit Vertretern der Wissenschaft in 
angemessener Weise abstimmen und eingereichte För-
deranträge von Beratungsgremien begutachten lassen, 
in denen Experten dieser Institutionen vertreten sind. 

Von großer Bedeutung wird es auch sein, Ergebnisse 
— auch Zwischenergebnisse — bedarfsgerecht aufzuar-
beiten und aktuell zu verbreiten. 

Bei allen Anstrengungen wird jedoch der Gesichts-
punkt von grundsätzlicher Bedeutung bleiben, in wel-
chem Verhältnis die Humanisierung und die Wirt-
schaftlichkeit zueinander stehen. Längerfristig werden 
das Programm als Ganzes sowie auch die Einzelergeb-
nisse nur umzusetzen sein, wenn sich die Arbeitneh-
mer mit ihren Interessen wiedererkennen und die Ar-
beitgeber für sich positive wirtschaftliche und andere 
Folgen von den Ergebnissen der Forschungsvorhaben 
erwarten können. Der Grundkonsens der Tarif-
vertragspartner über diese Prämisse ist unverzichtbare 
Voraussetzung für die breite Umsetzung der Erkennt-
nisse und Betriebserfahrungen. 

30. Welche Zielgruppen in Unternehmen, Verbänden, 
Organisationen und Institutionen sollen in ver-
stärktem Maß zur Ergebnisumsetzung in welchen 
alten und neuen Aufgabenfeldern weiter geför-
dert bzw. neu gewonnen werden? 

Alle Entscheidungsträger in Unternehmen, Verbän-
den, Organisationen und Institutionen, die über Maß-
nahmen zu Abbau oder Abwehr von Belastungen oder 
über menschengerechte Anwendung neuer Techniken 
mitzubestimmen haben, sind aufgerufen, sich dafür 
einzusetzen, daß Forschungsergebnisse, die sich be-
währt haben, möglichst umfassend und rasch in die 
Praxis umgesetzt werden. Es wird erwartet, daß die 
Wahrnehmung dieser Aufgabe zum stetigen und 
selbstverständlichen Aufgabenspektrum eines verant-
wortungsvollen Entscheidungsträgers gehört und des-
halb keiner besonderen Förderung durch den Staat be-
darf. 

Voraussetzung dafür ist, daß die Ergebnisse der FuE-
Vorhaben entsprechend dem Bedarf der unterschied-
lichen Zielgruppen aufbereitet und dargestellt werden. 
Die FuE-Förderung wird sich dieser Aufgabe verstärkt 
anzunehmen haben. 

Ergebnisse aus Vorhaben, die im weiteren Sinne Fra-
gen des betrieblichen Gesundheitsschutzes betreffen, 
müssen vor allem den gemäß Arbeitssicherheitsgesetz 
beste llten Fachkräften für Arbeitssicherheit und 
Betriebsärzten zugänglich .gemacht werden, da diese 
gesetzlich mit der Beratung des Unternehmers in Be-
langen der Gesundheit und Sicherheit der Beschäftig-
ten beauftragt sind. Um keine unnö tigen Verzögerun-
gen zu verursachen, werden sie verstärkt bei einschlä-
gigen Betriebsprojekten unmittelbar beteiligt werden. 
Bei anderen Projekttypen ist die Art der Ergebnisse 
und ihre Darstellung stärker auf die Bedürfnisse ande-
rer Zielgruppen auszurichten, wie z. B. Gewerbeauf-
sicht, Gewerbeärzte, Technische Aufsichtsbeamte der 
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Berufsgenossenschaften. Unabhängig davon gehen die 
Bemühungen weiter, geeignete Ergebnisse in Arbeits-
schutzvorschriften oder das Arbeitsschutzregelwerk 
(z. B. DIN-Normen, VDI-Richtlinien) einzubringen; 
Arbeitsschwerpunkte des Programms „Arbeit und 
Technik" sollen angesichts der Breite des Aufgabenfel-
des immer auch auf solche Problemschwerpunkte hin 
konzentriert werden, bei denen Bedarf bei Arbeits-
schutzstellen besteht. 

Um eine breite Umsetzungswirkung zu erreichen, sol-
len neben bewährten Formen der Öffentlichkeitsarbeit 
nun auch neue Wege zur Ergebnisverbreitung erprobt 
und erschlossen werden (z. B. Fernsehen, Video, Publi-
kums- und Betriebszeitschriften oder auch neue Me-
dien wie BTX). Dazu sollen künftig Möglichkeiten zur 
stärkeren Einbeziehung von Wissenschaftsjournali-
sten, Redakteuren u. ä. ermittelt werden. 

Darüber hinaus sollen Hersteller neuer Technologien 
angeregt werden, Kriterien menschengerechter Ar-
beitsgestaltung bei der Entwicklung neuer Geräte, 
Maschinen und Anlagen frühzeitig zu berücksichtigen. 

Alle genannten Zielgruppen sind mehr denn je dazu 
aufgerufen, Belastungen und Risiken vorausschauend 
vermeiden zu helfen. Je nach Kompetenz des Perso-
nenkreises sind vielfältige Aufgaben in der Technikge-
staltung und im Technikeinsatz, in der Organisations-
entwicklung, Qualifizierung und im Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz zu leisten, ohne daß dafür eigens 
öffentliche Fördermittel in Anspruch genommen wer-
den sollten. Die Förderung von Umsetzungsträgern 
muß tendenziell in dem Maße zur Ausnahme werden, 
wie aus der Fülle der Ergebnisse deutlich wird, daß 
HdA und Wirtschaftlichkeit miteinander vereinbar sind 
und in der Praxis der Betriebe Bestand haben. 

31. Wie werden die Gewerkschaften und Arbeitge-
berverbände künftig nach Form, Aufgaben und 
Umfang als Träger eigener Umsetzungsvorhaben 
und auch an der Erschließung und Vermittlung 
neuer Leistungen und Anforderungen an das 
HdA-Programm beteiligt? 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Gewerk-
schaften und Arbeitgeberverbände künftig dazu bereit 
sind, sich im Rahmen ihrer Routine-Dienstleistungen 
für ihre Mitglieder an der Umsetzung von HdA-Er-
kenntnissen zu beteiligen, ohne daß sie dafür Förder-
mittel in Anspruch nehmen. Damit bestimmen sie auch 
eigenverantwortlich über Form, Aufgaben und Um-
fang ihrer Umsetzungsfähigkeit. Wenn ihnen die 
Erschließung und Vermittlung neuartiger Umsetzungs-
leistungen aus eigener Kraft nicht möglich oder zu 
risikoreich ist, dann kann für Entwicklung und Erpro-
bung solcher thematisch und zeitlich eng umrissener 
Leistungsangebote eine bef ristete Förderung bean-
tragt werden, wenn sichergestellt wird, daß die neue 
Leistung nach erfolgreicher Erprobung im Rahmen der 
Routine-Umsetzung weitergeführt wird. Dabei ist zu 
beachten, daß vom Antragsteller 50 % der ihm entste-
henden Aufwendungen für die Entwicklungs- und Er-
probungsphase selbst aufzubringen sind. 

32. Werden die Länder, Berufsgenossenschaften und 
Tarifvertragsparteien, die Betriebs- und Personal-
räte sowie andere Personen und Institutionen, die 
bei der Gestaltung der Arbeitsbedingungen mit-
wirken, 

 
 weiterhin aufgefordert, alle Anstrengun-

gen zu unternehmen, damit der Innovationspro-
zeß, insbesondere sein Kernstück — die betrieb-
liche Gestaltung von Arbeit und Technik — aus 
den Erkenntnissen des HdA-Programms Nutzen 
ziehen kann, und welche Maßnahmen zu ihrer 
Unterstützung sind beabsichtigt? 

Die Beteiligung von Ländern, Berufsgenossenschaften 
und anderen Personen und Institutionen, die bei der 
Gestaltung der Arbeitsbedingungen mitwirken, wird 
weiter verstärkt, weil die Zielsetzung des Programms, 
eine wirksame bet riebliche Prävention zu fördern, nur 
durch größtmögliche Einbeziehung dieser Zielgruppen 
verwirklicht werden kann. Es liegt allerdings nicht im 
Ermessen der Bundesregierung, diese Beteiligung 
selbständig festzulegen, da dies von Bedarf, Aufgaben-
schwerpunkten und personellen Möglichkeiten dieser 
Stellen abhängt. Das Programm stellt insoweit ledig-
lich ein Angebot der Bundesregierung dar. Es ist je-
doch darauf hinzuweisen, daß die Konferenz der 
Arbeits- und Sozialminister im Herbst 1987 — nach ent-
sprechenden Angeboten seitens des Bundesministe-
riums für Forschung und Technologie — beschlossen 
hat, die Humanisierung des Arbeitslebens in die Auf-
gaben der staatlichen Gewerbeaufsicht aufzunehmen, 
und sich zu bemühen, entsprechende personelle Vor-
aussetzungen zu schaffen. Die Bundesregierung ist 
bereit, eine derartige Entwicklung durch geeignete 
Maßnahmen zu unterstützen, z. B. durch Hilfestellung 
seitens der Bundesanstalt für Arbeitsschutz. Auch 
Berufsgenossenschaften beteiligen sich zunehmend 
am Programm und werden hierbei durch die zuständi-
gen Ressorts bestärkt. Die in der Frage ausgedrückte 
Aufforderung — entsprechend dem Bundestags-Be-
schluß vom 26. Juni 1985 — wird also durch die Bundes-
regierung durch Öffnung des Programms für diese 
Zielgruppen und die Bereitschaft zur Unterstützung 
neuartiger Aktivitäten bei diesen Institutionen unter-
strichen. 

33. Welche neuartigen Umsetzungswege sind — ne-
ben dem Regelwerk und dem Markt — in den In-
novationsfeldern der Technik- und Organisations-
gestaltung sowie der Qualifizierung und des Ar-
beits- und Gesundheitsschutzes geplant, um das 
Gestaltungswissen zu vertiefen und weiterzuent-
wickeln, und welche Umsetzungswege sollen 
künftig für komplexe Gestaltungslösungen er-
schlossen werden? 

Für die Umsetzung der Forschungsergebnisse soll in 
erster Priorität nicht nach neuartigen Umsetzungs-
wegen gesucht, sondern die bekannten Umsetzungs-
wege genutzt, belebt und ggf. erweitert werden. Neue 
Umsetzungswege werden im Gesamtspektrum die 
Ausnahme bleiben. Deshalb sollen vorhandene An-
sätze zur besseren Zusammenarbeit von Fachverbän-
den und Unternehmen, Arbeitsschutzexperten und 
Betriebsräten zur bet rieblichen und überbetrieblichen 
Vorsorge weiterentwickelt werden. Es hat sich in der 
Vergangenheit herausgestellt, daß über eine qualifi- 
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zierte Zusammenarbeit oftmals mehrere Belastungen 
gleichzeitig abgebaut oder gar verhindert werden kön-
nen. Mit solchen Zusammenschlüssen wird eine hohe 
Sachkompetenz erreicht, über die z. B. ein Verband im 
einzelnen nicht verfügt. 

Interesse besteht weiterhin an Beratungseinrichtungen 
(z. B. Unternehmensberater, Branchen- und Fachver-
bände), die Erkenntnisse praxisnah für den betrieb-
lichen Arbeitsalltag aufbereiten und verbreiten; in die-
sem Zusammenhang ist die Nutzung von Expertensy-
stemen als neuartige Informationsquelle für Berater in 
Betracht zu ziehen. Das Forschungsprogramm kann 
hier Hilfe zur Selbsthilfe leisten. 

Möglichkeiten für wirksame Umsetzungswege werden 
u. a. ferner gesehen in einem regelmäßigen zwischen-
betrieblichen Erfahrungsaustausch innerhalb und zwi-
schen einzelnen Wirtschaftszweigen, Handwerkerko-
operationen oder überbetrieblichen Arbeitsschutz-
zentren. Angestoßen werden soll zudem eine Vertie-
fung des Erfahrungsaustauschs und die Weiterbildung 
von Fachkräften für Arbeitssicherheit und Arbeitsme-
dizinern in bezug auf eine menschengerechte Arbeits-
gestaltung. Gleiches gilt für die verschiedenen betrieb-
lichen Funktionsebenen, wie z. B. Personalplanung, 
Arbeitsvorbereitung, Arbeitsschutz/Unfallverhütung, 
mittlere bzw. untere Führungskräfte mit je unter-
schiedlichem Erfahrungshintergrund in bezug auf Ar-
beitsgestaltung. 

Die Erfahrungen haben gezeigt, daß die Umsetzung 
von Forschungsergebnissen dort am erfolgreichsten 
war, wo die späteren Nutzer von Anfang an am For-
schungsprozeß beteiligt waren (z. B. in Branchenpro-
jekten). Es ist daher vordringliches Ziel, diese Voraus-
setzungen möglichst häufig zu schaffen. Weiterhin sind 
solche Umsetzungsmaßnahmen aussichtsreich, bei 
denen es gelingt, HdA-Wissen zusätzlich zu dem nor-
malen Angebot in das Beratungsangebot beratender 
Institutionen zu integ rieren (z. B. bei den Kammern). Es 
ist gelungen, einige solcher neuer Wege zu realisieren; 
dieser Weg soll weiterentwickelt werden, z. B. durch 
ein in Vorbereitung befindliches Konzept für Arbeit-
nehmer, deren Leistungsfähigkeit durch Behinderung, 
Erkrankungsfolgen oder Alterungsprozesse beein-
trächtigt ist. Erfolgreiche Umsetzungsansätze sind bis-
her schon sog. Bewertungsschemata (z. B. für Kassen-
arbeitsplätze) sowie Kataloge mit Positivbeispielen 
(z. B. für die Arbeit bei der Müllabfuhr und für Pro-
dukte zu Lärmminderung), die von der Bundesanstalt 
für Arbeitsschutz (BAU) veröffentlicht worden sind. 

Im Bereich des Arbeits- und Gesundheitsschutzes hat 
die Bundesanstalt für Arbeitsschutz mehrere Koopera-
tionsformen erprobt (u. a. mit Volkshochschulen). 

Dabei hat sich gezeigt, daß insbesondere die Kranken-
kassen einen Beitrag zur Unterstützung der Bemühun-
gen leisten könnten, den Erkenntnisstand über be-
triebliche Gesundheitsgefährdungen zu verbessern 
und damit den für den Arbeitsschutz zuständigen Stel-
len Hinweise für notwendige Präventionsmaßnahmen 
zu geben. Die Bundesregierung fördert dieses Anlie-
gen durch den im Entwurf des Gesundheitsreformge-
setzes vorgesehenen § 20, der den Krankenkassen auf-
gibt, den Ursachen von Gesundheitsschäden nachzu-

gehen und auf ihre Beseitigung hinzuwirken. Die Bun-
desanstalt für Arbeitsschutz hat den Krankenkassen 
bereits angeboten, hierbei mit ihrem Fachwissen be-
hilflich zu sein. Diese Unterstützung erfolgt auch durch 
das Forschungsprogramm, das im Förderschwerpunkt 
„Arbeitsbedingungen und Gesundheit von Er-
werbstätigen" die Förderung entsprechender Modell-
vorhaben und die Entwicklung notwendiger Aus-
wertungsverfahren und Daten vorsieht. 

34. Welche Maßnahmen werden ergriffen, um die in-
frastrukturellen Voraussetzungen zur Umsetzung 
von geförderten und nichtgeförderten HdA-Er-
kenntnissen und -Erfahrungen zu verbessern, und 
wie sollen diese umsetzungsfähig, durch Praktiker 
handhabbar und in welchen Formen und Trägern 
institutionalisiert und übergreifend vermittelt 
werden? 

Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz hat bereits 1983 
einen umfassenden Umsetzungsauftrag erhalten. Sie 
setzt dazu verschiedene Mittel ein, z. B. schriftliche 
Informationen, Seminare und Bet riebsberatung. Außer-
dem fließen HdA-Erkenntnisse in die dort durchgeführ-
ten Kurse zur Aus- und Weiterbildung von Fachkräften 
für Arbeitssicherheit ein. Weiter geht in die vorberei-
tete Ausbildungskonzeption für Sicherheitsfachkräfte 
neues Wissen ein. Die Ausbildung dieser Fachkräfte 
wird gegenwärtig mit dem Ziel einer Qualitätssteige-
rung neu gefaßt. Die Bundesanstalt wirkt an der Nor-
mungsarbeit des DIN mit und bringt dort neue Erkennt-
nisse ein. Außerdem verbreitet sie Forschungsergeb-
nisse durch Beteiligung an Messen, Ausstellungen, 
Kongressen usw. Die im Bau befindliche Deutsche Ar-
beitsschutzausstellung wird in den 90er Jahren eine 
weitere neuartige Möglichkeit bieten, Forschungser-
gebnisse anschaulich einem breiten (Fach-)Publikum 
zu präsentieren. 

Es hat sich gezeigt, daß es nach wie vor einen großen 
Bedarf an praxisgeeigneten Informationen über For-
schungsergebnisse gibt. Im Auftrag des Bundesmini-
steriums für Arbeit und Sozialordnung wird bei der 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz daher ein Vorhaben 
vorbereitet, in dem für Büro- und Verwaltungsarbeits-
plätze modellhaft die Nutzung von arbeitswissen-
schaftlichen Erkenntnissen demonst riert wird. Dabei 
wird ein ganzheitliches Konzept verfolgt, d. h. es wer-
den alle die Arbeitsbedingungen bestimmenden Fak-
toren integ riert erfaßt. Ziel ist es, den Betriebsprak-
tikern — insbesondere Fachkräften für Arbeitssicher-
heit und Betriebsärzten — anschauliche Hilfen für die 
Lösung betrieblicher Probleme des Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes durch Maßnahmen der Arbeits-
gestaltung an die Hand zu geben (Beispielsammlung). 
Im Erfolgsfall ist vorgesehen, das Konzept auf andere 
Arbeitsbereiche auszudehnen. Hier ist zu erwähnen, 
daß eine EDV-gestützte Datenbank „Gestaltungswis-
sen in Büro und Verwaltung", die von einem geförder-
ten Institut aufgebaut worden ist, durch eine Berufsge-
nossenschaft genutzt werden wird. 

Weiter ist erwähnenswert, daß die BAU gemeinsam mit 
dem Bundesverband der Allgemeinen Ortskranken

-

kassen eine Broschüre zur Nacht- und Schichtarbeit 
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erstellt hat. Mit anderen Krankenkassenverbänden 
werden Kooperationsseminare bzw. Modellversuche 
durchgeführt/vorbereitet, die der Informa tion über 
Arbeitsweltprobleme und einer verbesserten Präven-
tion dienen. Die hier begonnene Zusammenarbeit 
erscheint für die Zukunft vielversprechend. 

Zur Institutionalisierung der Umsetzung wird auf die 
Antworten zu den Fragen 32 und 33 verwiesen. Ein 
wichtiger weiterer Umsetzungsweg liegt in der Aus- 
und Weiterbildung, die in Frage 35 angesprochen wird. 

Ergänzend zu den vorgenannten Infrastrukturmaßnah-
men in der Zuständigkeit der Bundesregierung wur-
den  bzw. werden im Zuge der Projektförderung bei 
Verbänden und anderen außerbetrieblichen Institutio-
nen die Entwicklung und Erprobung von Dienstlei-
stungseinrichtungen gefördert, deren Aufgabe darin 
besteht, Erkenntnisse und Erfahrungen zur menschen-
gerechten Gestaltung der Arbeitsbedingungen zu sam-
meln, aufzubereiten und für einen breiten Anwender-
kreis verfügbar zu machen. 

Von überregionaler branchenübergreifender Bedeu-
tung sind z. B. zwei Informations- und Dokumenta-
tionssysteme, in denen arbeitswissenschaftliche Er-
kenntnisse gesammelt und zielgruppenspezifisch auf-
bereitet werden:  

— Auf den Bedarf von Führungskräften und Prakti-
kern aus Industrie und Wirtschaft zugeschnitten ist 
die Datenbank PRODIS beim Ins titut der Deutschen 
Wirtschaft. 

— Das Informationssystem ISAR beim-Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftlichen Ins titut des Deutschen Ge-
werkschaftsbunds (WSI) ermöglicht besonders den 
Gewerkschaften einen raschen Zugriff auf wich tige 
Daten, Fakten und Informationen zur Humanisie-
rung der Arbeit.  

Bei den. Umsetzungseinrichtungen mit Branchenbezug 
seien hier beispielhaft erwähnt: 

— das „Arbeitswissenschaftliche Zentrum Bergbau", 
das bei der Westfälischen Berggewerkschaftskasse 
erprobt wird, und 

— die Innovationsstelle zur Förderung der Humanisie-
rung dés Arbeitslebens für das holz- und kunststoff-
verarbeitende Handwerk, die gemeinsam vom Bun-
desverband des holz- und kunststoffverarbeitenden 
Handwerks (BHKH) und der Gewerkschaft Holz — 
Kunststoff (GHK) gegründet wurde. 

Im übrigen wird auf die Antworten zu den Fragen 29 
bis 32 verwiesen. 

35. Wie soll HdA-Wisssen gesammelt und dokumen-
tiert werden, und welche Schritte sind geplant, um 
dieses Wissen verstärkt in die schulische und be-
triebliche Aus- und Weiterbildung sowie in die 
Forschung und Lehre der Hochschulen und Uni-
versitäten zu integrieren? 

Die Sammlung und Dokumentation von HdA-Wissen 
erfolgt für Arbeitsschutzaufgaben in der Literaturdo-
kumentation der Bundesanstalt für Arbeitsschutz 
(BAU), die auch eine umfassende Fachbibliothek un-

terhält. Der Aufbau weiterer Dokumentationen wird 
beim Institut der Deutschen Wirtschaft und beim WSI 
gefördert. 

Die Aufnahme von Ergebnissen neuer Forschungsvor-
haben in die schulische und bet riebliche Aus- und 
Weiterbildung sowie in Forschung und Lehre der 
Hochschulen und Universitäten ist langfristig eine 
ganz wesentliche Voraussetzung dafür, daß dieses 
Wissen im beruflichen Alltag angewendet wird. Ge-
genwärtig liegt der Schwerpunkt entsprechender 
Bemühungen des Bundesministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung im Bereich der beruflichen und Hoch-
schulausbildung. 

Es ist vorgesehen, Arbeitsschutzwissen und Erkennt-
nisse über menschengerechte Gestaltung von Arbeits-
plätzen für die Berufsausbildung zur Verfügung zu 
stellen. Dazu soll die Zusammenarbeit zwischen Bun-
desanstalt für Arbeitsschutz (BAU) und Bundesinstitut 
für Berufsbildung (BIBB) intensiviert werden. So ist 
z. B. beabsichtigt; ensprechendes Wissen im Rahmen 
der Neuordnung der Büroberufe zu berücksichtigen. 

Arbeitsschutz und Arbeitssicherheit sind Bestandteile 
jeder modernen Ausbildungs- und vieler neuer Fortbil-
dungsordnungen. Es ist nach wie vor wichtig, in der 
Ausbildungs- und Weiterbildungspraxis ein stärkeres 
Bewußtsein für die Bedeutung dieser Themen, insbe-
sondere eine Erweiterung des Begriffs Arbeitsschutz 
um Erkenntnisse aus dem HdA-Programm, zu schaf-
fen. Von besonderer Bedeutung ist hier eine gezielte 
Ausbilderförderung und die Bereitstellung von Ausbil-
dungsmitteln. Zur Zeit wird ein Wirtschaftsmodellver

-

such zur Ausbilderqualifizierung mit dem Thema „Ar-
beitsschutz, Umweltschutz und Gesundheit" an der TU 
Hannover vorbereitet. Mit diesem Modellversuch sol-
len gezielt auch die Erkenntnisse, die im HdA-Pro-
gramm gewonnen worden sind, für die Ausbilderförde

-

rung nutzbar gemacht werden. Im übrigen ist hier 
ebenfalls eine engere Zusammenarbeit zwischen der 
BAU und dem BIBB geplant. 

Bereits 1985 hat der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung der Kultusministerkonferenz einen Vor-
schlag zur Integra tion von Arbeitsschutzwissen in die 
Studienordnungen der Ingenieurberufe übermittelt. 
Durch die Zuständigkeitsverteilung zwischen Bund 
und Ländern sind die Möglichkeiten des Bundes hier 
allerdings begrenzt. Die Bundesregierung begrüßt es 
daher, daß erste Fortschritte bei den Studienordnun-
gen für den Maschinenbau und das Bau-Ingenieurwe-
sen erreicht worden sind. Arbeits- und Umweltschutz 
ist inzwischen Pflichtfach ,im Bergbaustudium an der 
Technischen Universität in Clausthal. 

In diesem Zusammenhang sind folgende Einzelaktivi-
täten zu erwähnen: 
— Bereitstellung von Seminarkonzeptionen für Träger 

der Aus- und Weiterbildung 
Mustervorlesungen für Hochschulen (z. B. „Maschi-
nenakustik") 

— Materialien für Volkshochschulkurse (z. B. zur 
Büro-Schreibarbeit). 

Im Rahmen der Bund-Länder-Kommission für Bil-
dungsplanung und Forschungsförderung sind erfolg- 
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reiche Modellversuche im Bereich der Arbeitswissen

-s

chaft und Arbeitssicherheit gefördert worden. 

36. In welcher Weise sollen der Gesprächskreis 
Humanisierung des Arbeitslebens, die Sachver-
ständigenkreise und Koordinierungsausschüsse 
als die zentralen Beratungsorgane der Bundesre-
gierung und als Plattform des praktizierten. sozia-
len Dialogs zur menschengerechten Bewältigung 
der technologie- und sozialpolitischen Gegen-
warts-  und Zukunftsaufgaben beibehalten und 
fortentwickelt werden? 

Der Gesprächskreis „HdA" wird unter der Bezeich-
nung Gesprächskreis „Arbeit und Technik" weiterhin 
vom BMFT bei der Konkretisierung des neuen Pro-
gramms „AuT” im Rahmen seines Beratungsauftrags 
hinzugezogen werden. Auch die Sachverständigen-
kreise und Koordinierungsausschüsse zu Branchen- 
und Verbundprojekten werden ihre bisherige Rolle 
beibehalten, solange für die jeweiligen Arbeitsschwer-
punkte Beratungsbedarf besteht. Mit der Beendigung 
der Förderung eines Arbeitsschwerpunkts erlischt 
auch die Berufung des dazugehörigen Beratungsgre-
miums. 

37. Welche Maßnahmen werden zur Erleichterung 
der Antragstellung, insbesondere für Klein- und 
Mittelbetriebe, zur Beibehaltung der Vielfalt von 
Projekttypen und zur qualifizierten Projektab-
wicklung ergriffen? 

Die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, daß Groß-
unternehmen wesentlich rascher auf öffentliche Be-
kanntmachungen neuer Arbeitsschwerpunkte reagie-
ren als kleinere Unternehmen. Deshalb sollen künftig 
zusätzliche Wege zur Information des kleinbetrieb-
lichen Sektors eingeschlagen werden. Möglichkeiten 
hierzu bieten u. a. praxisnahe Veröffentlichungen in 
geeigneten Zeitschriften, die Einbeziehung von Hand-
werkskammern oder Informationsveranstaltungen von 
einschlägigen 'Fachverbänden auf Ausstellungen oder 
Kongressen. 

Klein- und . Mittelbetriebe werden im Vorfeld der 
Antragstellung vom Projektträger besonders ausführ-
lich beraten, weil sie in der Regel mit den haushalts-  
und verwaltungsrechtlichen Erfordernissen der Pro-
jektförderung nicht vertraut sind. 

In Verbund- und Branchenprojekten können Klein- 
und Mittelbetriebe auch durch Fach- bzw. Unterneh-
merverbände sowie durch Zusammenarbeit mit wis-
senschaftlichen Instituten, Betriebsberatern oder ande-
ren Betrieben eine weitere fachliche Unterstützung bei 
der Antragstellung und der Projektdurchführung er-
fahren. 

Eine Vereinfachung der Antragstellung im Rahmen 
der Projektförderung z. B. durch Pauschalierung von 
Positionen der Kostenrechnung, wird auch im Pro-
gramm „Arbeit und Technik" ab 1. Januar 1989 mög-
- lieh sein mit der Einführung der „Nebenbestimmungen 
für Zuwendungen auf Kostenbasis, des Bundesmini-
sters für Forschung und Technologie an Unternehmen 

der gewerblichen Wirtschaft für Forschungs- und Ent-
wicklungsvorhaben (NKFT . 88) ". 

Bei der Durchführung des Programms „Arbeit und 
Technik" werden aus der Vielfalt der Projekttypen 
diejenigen beibehalten, die für die Abwicklung der 
laufenden und zukünftigen Arbeitsschwerpunkte 
zweckmäßig sind. Wenn neue Adressatengruppen 
oder neue Fragestellungen im Programm eine breitere 
Palette an Projekttypen als Förderinstrumente erfor-
derlich machen, dann wird diesem Bedarf auch ent-
sprochen werden. 

Die Abwicklung der geförderten Projekte ist zunächst 
eine Sache der Zuwendungsempfänger. Klein- und 
Mittelbetriebe haben zu ihrer Unterstützung häufig 
wissenschaftliche Berater beauftragt, um eine qualifi-
zierte Projektabwicklung zu gewährleisten. Bei Bran-
chen- und Verbundprojekten, an deren Durchführung 
überwiegend Klein- und Mittelbetriebe beteiligt waren 
(z. B. Tischler, Hotel- und Gaststättengewerbe), wurde 
als Beitrag zur Unterstützung einer qualifizierten Pro-
jektabwicklung wissenschaftliche .Beratungsleistung 
bereitgestellt, die von Klein- und Mittelbetrieben die-
ser Branchen- und Verbundprojekte kostenlos in An-
spruch genommen werden konnte. 

38. Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie-
rung zu ergreifen, um verstärkt Bilanzierungen, 
Evaluierungen und HdA-Beratungen durchführen 
zu lassen (intern  bzw. extern)?  

In allen Arbeitsschwerpunkten des HdA-Programms, 
die im Zuge der Weiterentwicklung des Programms 
aufgrund des Berichts der Bundesregierung vom 
30. März 1983 (Drucksache 10/86) eingerichtet wur-
den, ist die Aus- und Bewertung des Arbeitsschwer-
punkts enthalten. Vorhaben zur begleitenden Aus- 
und Bewertung (Evaluierung) orientieren sich am Cha-
rakter und den Zielen der im Rahmen des Schwer-
punktes geförderten Vorhaben und beziehen andere 
national und international anfallenden FuE-Ergebnisse 
und Betriebserfahrungen soweit wie möglich in die 
Bewertung mit ein. Hierdurch sollen Hinweise zu 
Handlungsbedarf und Handlungsmöglichkeiten für 
eine weitere Förderung von Forschung und Entwick-
lung oder zur Korrektur der bisherigen Förderangebote 
erarbeitet werden. Ferner sind die .Umsetzungsmög-
lichkeiten bzw. Umsetzungshemmnisse für die wissen-
schaftlichen Erkenntnisse und Betriebsergebnisse, ins-
besondere die wirtschaftlichen und sozialen Auswir-
kungen der Vorhabensergebnisse, abzuschätzen. 

Auch im Programm „Arbeit und Technik" werden Vor-
haben zur Aus- und Bewertung von Arbeitsschwer-
punkten vorgesehen. Diese müssen die bisher vorlie-
genden Erfahrungen hinsichtlich .der anzuwendenden 
Methodik sowie des Erkenntnisbedarfs der Umset-
zungsträger und nichtgeförderter Betriebe berücksich-
tigen, damit die Ergebni sse solcher Vorhaben als Ent

-

scheidungshilfe dienen können, wenn z. B. bei der Vor-
bereitung von betrieblichen Investitionen unterschied

-

liche Konzepte für Technik und Arbeitsorganisation 
zur Wahl stehen. 
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Bilanzierungen als Form der nachträglichen Aus- und 
Bewertung von Fördermaßnahmen haben sich be-
währt, wenn Querschnittsaussagen zu Förderaktivi-
täten nötig sind und eine systematische begleitende 
Aus- und Bewertung nicht erfolgt war. Sie sind in ihrer 
Durchführung weniger aufwendig als Vorhaben zur 
begleitenden Aus- und Bewertung, allerdings ist ihre 
Ausssagekraft eingeschränkt, weil die verfügbare In-
formations- und Datenbasis meist nicht einheitlich ge-
nug ist. 

In Bilanzierungen von Forschungsarbeiten in einem 
Themenfeld sollten stets auch Bilanzierungen von Um-
setzungsaktivitäten integ riert werden, um weiteren 
Umsetzungsbedarf zielgruppengerecht erkennen zu 
können. 

Aus Vorhaben zur Aus- und Bewertung ergibt sich für 
die Unternehmen und Gewerkschaften ein sehr diffe-
renziertes Bild über die vielen Möglichkeiten zu einer 
menschengerechten Arbeitsgestaltung. Der Förderer 
selbst kann aus solchen Vorhaben nicht nur die Erfolge 
eines Programms ablesen, vielmehr werden auch Lük-
ken aufgezeigt, auf die sich die Forschung noch zu 
konzentrieren hätte. 

Die erfolgreichen Instrumente „Bilanzierung" und 
„Bewertung" sollen deshalb auch in der Zunkunft 
praktiziert werden, dabei soll besonders ihre beratende 
und zusammenfassende Aufgabe betont werden. Sie 
sollen bei Bedarf auch in Wirtschaftszweigen und 
Branchen eingesetzt werden, die bisher nicht oder nur 
in begrenztem Umfang Ziel der Förderung waren. 

Das Instrument der modellhaften bet rieblichen Bera-
tung soll wegen der direkten Wirksamkeit im Arbeits-
leben bei der BAU weiter ausgebaut werden. So wurde 
beispielsweise in einem Forschungsanwendungspro-
jekt der BAU im Rahmen einer modellhaften betrieb-
lichen Beratung der Krupp-Stahl AG zum Thema 
„Belastungsabbau und Vermeidung von Unfallgefah-
ren an Vereinzelungsanlagen vor Richtmaschinen und 
anderen Anlagen" verschiedene konstruktive Lö-
sungsvorschläge erarbeitet und in einem Modell ver-
suchsweise erprobt. Unter fachlicher Begleitung der 
Hütten- und Walzwerks-Berufsgenossenschaft und kri-
tischer Würdigung durch die Wirtschaftsvereinigung 
Eisen- und Stahlindustrie sowie den Verein deutscher 
Eisen- und Hüttenleute ist ein Reifegrad erreicht wor-
den, der es zuläßt, daß nach einem von der Bundesan-
stalt für Arbeitsschutz initiierten Hersteller-Anwender-
Gespräch nunmehr der Bau der Vereinzelungsanlage 
in Abstimmung mit dem beratenen Unternehmen an-
geboten wird und Herstelleraktivitäten für die weitere 
Verbreitung sorgen. 

39. Bestehen Überlegungen oder konkrete Planun-
gen, weitere HdA-Zentren, Technologiebera-
tungsstellen oder ein Ins titut „Technik und Ar-
beit" einzurichten, oder gibt es aus Sicht der Bun-
desregierung Gründe, die dagegensprechen? 

Die Tarifvertragsparteien für das holz- und kunststoff-
verarbeitende Handwerk haben gemeinsam eine Inno-
vationsstelle zur Förderung der Humanisierung des Ar-

beitslebens für das holz- und kunststoffverarbeitende 
Handwerk gegründet. 

Als abschließende Branchenprojektaktivität für die 
Bekleidungsindustrie wird an der von den Tarifver-
tragsparteien gemeinsam getragenen Bekleidungs-
fachschule Aschaffenburg eine Innovationsstelle ein-
gerichtet. 

Für das geplante Branchenprojekt in der Schuhindu-
strie ist die Gründung eines Innovationszentrums be-
reits bei Beginn des Vorhabens geplant. 

Im Zusammenhang mit dem Abschluß der Fördermaß-
nahmen zum Verbundprojekt „Abbau und Abwehr 
von Belastungen in der verpackenden Wirtschaft" wird 
geprüft, inwieweit die vorliegenden Erfahrungen aus 
betrieblichen Modellvorhaben einbezogen werden 
können in die Entwicklung eines Bildungskonzepts 
und in die Erprobung von Cur ricula bei der Deutschen 
Verpackungsakademie, die sich in der Phase des Auf-
baus befindet und für diese Maßnahmen unterstützt 
werden möchte. 

Die Konzeption neuer und zukunftsbezogener Dienst-
leistungen bei Handwerkskammern wird unterstützt. 
Diese Dienstleistungen, die auch vorliegende Erkennt-
nisse menschengerechter Arbeitsgestaltung aufneh-
men, sollen dazu beitragen, den auf Grund ökonomi-
scher und technologischer Entwicklungen sich ab-
zeichnenden Wandlungsprozeß im Handwerk besser 
zu bewältigen. 

Zum Aufbau solcher modellhafter Einrichtungen kön-
nen in begrenztem Umfang Zuwendungsmittel bean-
tragt werden. 

Die Mittelvergabe erfolgt nach den Kriterien der Pro-
jektförderung und ist an die Zusicherung gebunden, 
daß die Aufgaben nach Ende der Förderung fortge-
führt werden. 

Die Bundesregierung hält diese Modellfälle für bei-
spielgebend, weil sie in unmittelbarer Kooperation mit 
den Bedarfsträgern angelegt sind. 

Es bestehen auf seiten der Bundesregierung keine 
Überlegungen, ein Institut „Arbeit und Technik" ein-
zurichten. Es liegen aus ihrer Sicht keine zwingenden 
Gründe vor, die dessen Einrichtung angesichts des be-
stehenden Forschungspotentials erforderlich machen. 

Unter der Bezeichnung „HdA-Zentrum" ist der Bun-
desregierung bisher lediglich ein Plan der Freien und 
Hansestadt Hamburg aus dem Jahre 1986 bekannt, 
wonach ein „Hamburgisches Zentrum zur Humanisie-
rung des Arbeitslebens" als Stiftung des p rivaten 
Rechts gegründet werden soll. Die Inanspruchnahme 
von Projektmitteln aus dem HdA-Programm war in 
Aussicht genommen. Das Zentrum wurde bisher nicht 
eingerichtet. 

Bei den Technologietransfer-Stellen an Hochschulen, 
die überwiegend auch Erkenntnisse aus dem HdA-
Programm in die Praxis umsetzen, handelt es sich in 
erster Linie um Aufgaben der Länder. Die Möglichkei-
ten des Bundes sind hier begrenzt. Sie liegen in der 
Schaffung günstiger Rahmenbedingungen und der 
Stimulierung bzw. flankierenden Unterstützung durch 
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Modellversuche, um  zur Entwicklung eines Netzes 
entsprechender Einrichtungen beizutragen. 

40. Hält die Bundesregierung an der Zielsetzung fest, 
das HdA-Programm mit anderen technologie-
orientierten und arbeitsplatzbezogenen Förder-
programmen des Bundes zu verzahnen, und wel-
che institutionellen Vorkehrungen wurden getrof-
fen bzw. sind beabsichtigt? 

Die im BMFT geltenden „Grundsätze und Verfahren 
bei der Aufstellung und Fortschreibung des Gesamtlei-
stungsplans sowie von Programmen und Förderungs-
konzepten" legen seit 1985 fest, daß das Referat 421 
„Humanisierung des Arbeitslebens" jetzt „Arbeit und 
Technik" bei der Erstellung von Programmentwürfen 
oder Entwürfen für Förderungskonzepte zu beteiligen 
ist, wenn HdA-Gesichtspunkte betroffen sein könnten. 
Diese Regelung hat sich in der Praxis bewährt und wird 
auch bei der Durchführung des neuen Programms „Ar-
beit und Technik" beibehalten. 

Auch das neue Programm „Arbeit und Technik" wird 
gemeinsam vom Bundesminister für Forschung und 
Technologie und Bundesminister für Arbeit und Sozia-

lordnung durchgeführt. 

Es ist anzumerken, daß alle Anträge für Einzelvorha-
ben mit Förderbeiträgen über 200 000 DM im Rahmen 
der Frühkoordinierung allen Bundesressorts zur 
Kenntnis gebracht werden, um auch auf Vorhabens-
ebene eine Abstimmung der Vorhabensinhalte zu er-
möglichen. 

41. Welche Schritte hat die Bundesregierung unter-
nommen bzw. beabsichtigt sie, um mit anderen 
Programmen auf Bundesländer- und europäischer 
Ebene zu kooperieren und systema tisch und kon-
tinuierlich Erkenntnisse auszutauschen? 

Die Bundesregierung hat im Rahmen des HdA-Pro-
gramms mit den NRW-Förderprogrammen „Humani-
sierungstechnik" und „Sozialverträgliche Technikge-
staltung" sowie mit der Bremer Sachverständigenkom-
mission „Arbeit und Technik" einen Informationsaus-
tausch gepflegt. 

Die Kontakte zu Institutionen bzw. Programmen ein-
zelner europäischer Länder wie Frankreich (ANACT), 
Niederlande (NIA) und Norwegen werden ständig in-
tensiviert. Hervorzuheben ist die Zusammenarbeit mit 
Schweden. Hier hat sich ein umfassender Informa-
tionsaustausch mit dem Arbeitsmilieufonden auf ver-
schiedenen Gebieten, wie der Absaugung krebserre-
gender Holzstäube, der menschengerechten Gestal-
tung von Gießereiarbeitsplätzen und speziellen Fragen 
der Softwaregestaltung bereits in gemeinsamen Work-
shops, der gegenseitigen Beteiligung an Konferenzen 
und punktuellem Austausch von Experten niederge-

schlagen. Ein erstes Kooperationsprojekt im Bereich 
der Holzbearbeitung ist angelaufen, in dem arbeitstei-
lig gemeinsam interessierende Fragen beantwortet 
werden. 

Auf EG-Ebene hat sich eine Arbeitsgruppe zur „Ver-
besserung der Arbeitsbedingungen" konstituiert, die 
an einer Empfehlung an die Europäische Kommission 
arbeitet. In dieser Arbeitsgruppe ist die Bundesrepu-
blik Deutschland vertreten. 

Fragen des betrieblichen Gesundheits- und Arbeits-
schutzes sowie der menschengerechten Gestaltung 
von Arbeitsplätzen werden schließlich auch in der 
Zusammenarbeit mit der Europäischen Stiftung zur 
Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen in 
Dublin behandelt. 

42. Wie beurteilt die Bundesregierung die internatio-
nalen Erfahrungen mit HdA-Forschungen, und 
welche Schlußfolgerungen zieht sie daraus für die 
Thematik und die Förderpraxis des deutschen 
HdA-Programms? 

Die Bundesregierung hat aus den erst am Anfang ste-
henden internationalen Erfahrungen mit HdA-For-
schungen die Schlußfolgerung gezogen, behutsam und 
schrittweise Formen der Zusammenarbeit auf verschie-
denen Ebenen zu erschließen. Zu dieser pragmati-
schen Orientierung trug der vom BMFT unterstützte 
Kongreß des Rationalisierungskuratoriums der Deut-
schen Wirtschaft (RKW) zum Thema „Produktivität und 
die Zukunft der Arbeit" im Oktober 1986 bei, der einen 
breiten internationalen Erfahrungsaustausch vor allem 
mit Vertretern europäischer Förderprogramme einge-
leitet hat. 

Trotz zum Teil gravierender Unterschiede in der jewei-
ligen nationalen Kultur bis hin zur gesellschaftspoli-
tischen Organisation bestätigen die Erfahrungen, daß 
dem Dialog zwischen den verschiedenen Gruppen und 
den überbetrieblichen Interessenvertretern gerade bei 
der Arbeits- und Technikgestaltung eine wichtige Be-
deutung zukommt. Die stärkere Berücksichtigung von 
Gesundheits- und Qualifikationsfragen haben erhöhte 
Motivation und Produktqualität, Flexibilität und 
Arbeitsproduktivität zur Folge. Die Humanisierung der 
Arbeit im internationalen Kontext zu erfassen, erleich-
tert die Durchsetzung eines gemeinsamen Verständ-
nisses menschenwürdiger Organisation von Arbeit. 

Aufgrund der Internationalisierung der Fragestellun-
gen bei der Entwicklung und Einführung neuer Tech-
niken wird die Beteiligung von ausländischen For-
schungseinrichtungen an Verbundprojekten ange-
strebt. Die laufenden Projekte mit norwegischen, 
schwedischen, französischen und japanischen Pa rt

-nern zeigen den Weg, arbeitsteilig mit anderen Part-
nern den Ertrag aus Forschungsarbeiten zur men-
schengerechten Gestaltung von Arbeit zu vermehren. 


